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Protokolle und Berichte.
si2s Protokoll -er l.1. Versammlung,

Michc Flkitiig dcn 16. lltnumlnr 1666 von 6 bis !! tilu' Abends im Ecsebschnstslocalc
nbgchnücn wurde.

Vorsitzender: Präsident Herr Dr. Fried, v. Kaltenegger.
Schriftführer: Der zweite Sccretür Herr Dr. v. Schrey.

Anwesend: 1!> Mitglieder.

1. Von der Lesung des ProtokolleS der D Bcrsannnlnng wnrde
über Anregung des Herrn Vorsitzenden bei dein Umstande, als dieses
Protokoll bereits in den: mittlerweile erschienenen I. Hefte des 5. Bandes
der VereinSmitthcilnngcn enthalten ist, Umgang genommen.

2. Der erste Secretär Dr. l5 o st a theilt mit, daß die juristische
Gesellschaft in Berlin mehrere Exemplare ihres Jahresberichtes pro
1865/6l> und die Gesellschaft für Wissenschaften in Pest 57 wissenschaft¬
liche Werke eingesendct habe und daß hicfür dieser Gesellschaft die Vcr-
eiusmitthcilungen übermittelt wurden.

l>. Dr. Robert v. S chre y bringt zum Vorträge eine Abhandlung
über die Vollstreckbarkeit gegen den Erblasser crflossener Erkenntnisse
wider dessen Erben.

Referent knüpft an einen Rechtsfalt all, in welchem die Execution
auf Grund eines gegen einen Staatsbeamten crflossenen rechtskräftigen
Administrativerkenntnisses wider dessen unbedingt erklärte Erben von allen
drei Instanzen mit der Begründung verweigert wurde, daß das frag¬
liche Erkenntnis; nicht gegen die Erben crslossen sei, und die Frage, in¬
wieweit diese Erben zur Zahlung verpflichtet sind, im Rechtswege ent¬
schieden werden müsse.

Referent bestritt die Richtigkeit dieser Entscheidung und sprach sich
in längerer Begründnng für die Bewilligung der fraglichen Execution aus.

An der Debatte hierüber betheiligtcn sich die Herren Dr. Suppan,
Adjnnct Kersnik, Dr. Ahacic 8sn., Bürgermeister Dr. Costa, Dr. Kalten-
cggcr und Magistratscommissär Svctcc.

Dr. Suppan erklärte sich mit den Ansichten des Referenten unter
der Voraussetzung einverstanden, daß das fragliche Erkcnntuiß dem Erb¬
lasser bereits zngestellt, mithin thatsächlich rechtskräftig war.

Adjnnct Kersnik stimmte den gerichtlichen Entscheidungen bei, und
zwar unter Berufung ans den 8 298 G--O-, welchem zufolge ein Urtheil
gegen Jenen vorliegen müsse, wider den die Execution geführt wird.
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34 Protokoll der LI. Versammlung.

Auch bei den ähnlichen Fällen der Assigncition werde gegen den Assignaten
und bei Hypothekarsordcrungen gegen den Hypothekarschuldncr (wenn die
Klage nicht notirt war) die Exemtion auf Grund eines nicht wider ihn,
sondern den früheren Schuldner crflossencn Urtheileö nicht geführt wer¬
den können. Die Exemtion könnte im vorliegenden Falle nur gegen den
Verlaß, nicht aber gegen die Erben angesncht werden.

Dr. Ahacic stimmt dem Vorredner mit der Bemerkung bei, es
müsse den Erben die Möglichkeit der Anwendung, daß der Schade,
dessen Ersatz das administrative Erkenntniß aussprach, nicht durch Ver¬
schulden des Erblassers herbeigeführt wurde, offen stehen.

Dr. Costa tritt ebenfalls der Ansicht des Herrn KerSnik bei.
Dr. v. Kalteneggcr und Commissär Svetcc erklären sich für die

Ansicht des Referenten, indem ersterer behauptet, daß das Executivns-
recht im allgemeinen ein transmittableS Recht sei, und letzterer namentlich
darauf hinwcist, daß der Erbe und der Erblasser eine Person seien,
daß eine unbedingte Erbserklärung vorliege und ein neuerliches NechtS-
vcrfahrcn gegen die Erben eine überflüssige Formsache wäre.

Zum Schluffe widerlegt Dr. Schrey in kurzem die gemachten
Einwendungen, namentlich gegen Herrn Kersnik bemerkend, daß bei der
Assignation nicht die Pcrsonencinhcit, wie zwischen dem Erblasser und
Erben, bestehe, und daß in den österreichischen Gesetzen Fälle, wo ähn¬
liche Exemtionsführungm gegen die Erben als statthaft erklärt werden,
ausdrücklich enthalten seien.

4. Herr Dr. v. Kalteneggcr thcilt folgende Rechtfälle mit:
u) lieber Rechtsmittel im Besitzstörungs-Vcrfahrcn.

-4 klagte den i! wegen Bcsitzstörung. In erster Instanz wurde
sein Begehren abgewiescn, in zweiter Instanz auf einen Zcugenbeweis
erkannt.

Gegen letzteres Erkenntniß remrirtc der Geklagte, in formeller
Beziehung bemerkend, daß dem Recnrse der Z Ui der kais. Verordnung
vom 27. Octobcr 1849, R.-G.-B. Nr. l2, nicht cntgcgmstchc, indem,
wenn auch die Anwendung von Zeugeneinvcrnchmung eine solche richter¬
liche Verfügung sei, gegen welche, wenn sic im Zuge des Verfahrens
erfolge, kein besonderes Rechtsmittel, sondern nur die mit dem Recnrse
gegen den Endbescheid zu vereinigende Beschwerde zulässig sei, vorliegend
der Zug des Verfahrens (ZZ 16 und 17 obiger Verordnung) eben schon
durch das mcritorischc Endcrkenntniß geschlossen sei, mithin jene aus
nahmSwcisc Ausschließung besonderer Rechtsmittel vor dem Endbescheide
die Partei nicht hindere, die Aufhebung oder Abänderung dieses End
bescheidcS — laute sie wie immer zu ihrem Rachthcilc — in Beschwerde
zu ziehen.

Der hohe Oberste Gerichtshof fand jedoch diesen NccurS unter
Hinweisung ans den 8 16 obiger Verordnung als unstatthaft zurück-
znwcisen.
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lieber erfolgte Zeugeneinvernehmung crfloß der Endbescheid neuerlich
zu Ungnnsten des Klägers, welcher denselben rechtskräftig werden ließ,
später aber die Restitution znm Recurse warb.

Der erste Richter gab dem Restitutionsbegehren statt.
Dagegen recnrirte der Geklagte unter Hinweisung ans den ob-

erwähnten tz 16 über das Besitzstörnngs-Vcrfahren, welcher namentlich
auch das Rechtsmittel der Restitution als unzulässig erklärt, weshalb
die Restitutionsbcwilligung eine offenbare Nullität sei.

Der erste Richter fand diesen RecurS mit der Motivirnng zurück¬
zuweisen, daß in der kais. Verordnung vom 27. Octobcr 1849 in Betreff
der Restitution keine besonderen Nonnen verzeichnet seien, mithin die allg.
Gerichtsordnung und das Hofdccret vom 1. Juli 1790, Nr. 31, maß¬
gebend sei, welches bestimme, daß gegen die Bewilligung des Restitutions-
begehrcnS ein RecurS nicht offen stehe.

Dagegen recnrirte der Geklagte neuerdings, und es wurde sohin
das RestitntionSbcgchren von dem k. k. Oberlandcögerichte in der Er¬
wägung als unstatthaft erklärt, daß bei Besitzstöruugen nur die Vor¬
schriften des kais. Gesetzes vom 27. October 1849 zur Anwendung kommen,
in welchem sich nirgends auf die allgemeinen Normen der Gerichtsord
nung als suppletorisches Gesetz bezogen wird, und daß der ß 16 des
ersteren Gesetzes die Restitution ohne jede Beschränkung ausschließe.

lieber RecurS dcö RcstitutionswerbcrS bestätigte der h. k. k. Oberste
Gerichtshof letztere Entscheidung mit der Begründung, daß in der kais.
Verordnung von: 27. Octobcr 1849 Restitutionen unbedingt ausgeschlossen
sind und daß dasjenige, was für das Verfahren in erster Instanz vor
geschrieben ist, gleichmäßig auch für das Verfahren in höherer Instanz
als giltig angenommen werden muß.

b) lieber Sequestration als Sicherstellungsmittel.
klagte den L auf Anerkennung der Besitz- und Eigeuthums-

rechte auf eine Waldparcclle und stellte zugleich mit der, jedoch bewcislos
gelassenencn Behauptung, daß L sich Dcvastirungen des Streitobjectes
erlaube, unter Berufung auf den Z 292 a. G.-O. das Ansuchen nm
Sequestration der streitigen Parcclle.

lieber letzteres Ansuchen wurde zur vorläufigen Constatirnng der
behaupteten Devastationen eine Tagsatznng mit dem Bedeuten angcorduet,
daß bei derselben zugleich über die Wahl des Sequesters für den Fall
verhandelt werden wird, wenn der Sequestration stattgcgebcn wird.

Gegen diese Verfügung recnrirte der Geklagte mit dem Bemerken,
daß der Kläger die Sequestration nur aus dem Z 292 G.-O. be¬
gehrte, der Fall dieses ParagraphcS aber nicht vorhanden sei, daß der
Klüger die Sequestration ans dem 8 293 G.-O. gar nicht verlangte,
daher sic auch ans diesem Paragraphe nicht bewilliget werden darf, weil
der Richter über das Begehren der Partei nicht hiuausgehcn, namentlich
nicht eine Beweisaufnahme über die Schadenzufügung von Amtöwegen
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36 v. Schrey, über Vollstreckbarkeit gegen den Erblasser erflossener Erkenntnisse wider die Erben.

anordnen kann, welche der Gesuchstellcr ebensowenig als eine Sicher¬
stellung für den dein Beklagten erwachsenden Schaden angcboten hatte.

Das Obcrlandcsgcricht wies diesen RccnrS in der Erwägung
zurück, daß cs sich hier nur nm eine Borerhebnng und um eine even¬
tuelle Sequestcrwahl Handelt, über die Frage der Sequestration aber
nicht abgesprochcn wird, der Geklagte also durch die getroffene Einleitung
in seinem Rechte nicht gekränkt sei.

Der von dem Geklagten cingebrachte außerordentliche NcvisionS-
Rccurs wurde von dem h. k. k. Obersten Gerichtshöfe ebenfalls zurück-
gewiescn, und zwar mit der Begründung, daß in den gleichförmigen
Entscheidungen der unteren Gerichte eine offenbare Ungerechtigkeit nicht
zu erkennen sei, und daß es dem Geklagten Vorbehalten bleibe, seine all¬
fälligen Einwendungen gegen das Seqnestrationsbegehrcn bei der anbe¬
raumten Tagsatzung abzugcben.

5. Herr Finanzrath Dr. v. Kalteneggcr bespricht die Rechts¬
frage über die Wirkung des Satzvorrcchtcö und vcrthcidigt die Ansicht,
daß zur Rcchtüwirksamkcit einer Satzvorrcchtscrklärung die Einwilligung
sämmtlicher Gläubiger, welche jener Forderung, zu Gunsten welcher die
Satzweichung zugcstandcu wird, im Satzrcchtc Vorgehen, nothwendig sei.

Herr Bürgermeister Dr. Costa und Herr Svctee erklären sich
für die gegenteilige Ansicht, indem zwischen den betreffenden Hypothekar-
gläubigcrn — nämlich jenem, zu Gunsten dessen Forderung die Satzwei¬
chung stattfinde, und jenem, der rücksichtlich seiner Forderung die Satz¬
vorrechtserklärung ausstclle — ein Tausch im Tabnlarsatzc stattfinde.

Herr Dr. Ahacic sonior stimmte der Ansicht des Herrn Refe¬
renten bei.

6. Der erste Secretär Herr Dr. C o st a verliest einen kurzen
Aufsatz des Herrn Dr. Johann Schenk über des Frciherrn v. Hann
„Studien über das Landtafctwesen" und beantragt mit Rücksicht ans den
Umstand, daß letzteres Werk auch die Verhältnisse des Kronlandcs Krnin
berühre, dessen Anschaffung für die Bcrcinöbibliothck, welcher Antrag
angenommen wurde.

7. Sohin erklärte der Herr Vorsitzende die Sitzung für geschlossen.

fl3f Neber Bollstreckbarkeit gegen den Erblasser erflossener
rechtskräftiger Erkenntnisse wider dessen Erben.

Vom Herrn k. k. Concepts-Prakticantcii Nr. tdünn t v. dii-Iii a)'.

Auf Grund eines gegen einen Staatsbeamten crflossenen rechts¬
kräftigen Administrativ-ErkenntnisseS wurde gegen dessen unbedingt erbö-
erklärten Erben, an den der Nachlaß bereits cingeantwortct war, die
Execntion angesucht. Das diesfallige Excentionsgesuch wurde ans fol¬
genden Gründen abgewicscn: Daß das fragliche Erkenntniß gegen
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crflossen, die Frage aber, inwieferne der Erbe Z für den dort zuerkanntcie
Entschädigungsanspruch zu haften habe, nicht im Execntions-, sonder»
nur im ordentlichen Ncchtövcrfahrcn entschieden werden könne; daß die
Exemtion nur auf Grund eines gerichtlichen UrtheileS, dem nach den
bestehenden Vorschriften allerdings auch das fragliche administrative Er-
kcnntniß gleich zu halten ist, bewilligt werden könne; in dem vorlie¬
genden Falle aber die Exemtion nicht nur auf Grund dieses Erkennt¬
nisses, sondern auch auf Grund der EinantwortnngSurkunde, nach welcher
Ik als unbedingt crbScrklürtcr Erbe des Vcrurthcilten erscheint, bewirkt
werden soll, dieser aber ein Unheil durchaus nicht supplircn kann; ferner
die fragliche Exemtion gegen den Erben nicht als Repräsentanten des
Verlasses allein, sondern auch wegen der durch die unbedingte Erbs¬
erklärung auf sich genommenen Verbindlichkeit geführt wird, somit die
Exemtion zur Hcrcinbringnng nach Z 298 a. G.-O. nicht zulässig er¬
scheint; endlich, daß die Exemtion hier nicht allein auf den Nachlaß,
sondern auch gegen den Erben selbst geführt werden will, gegen diesen
aber als solchen kein Erkcnntniß vorliegt und daher umsoweniger mit
der Exemtion znr Eintreibung einer Bcrlasscnschaftsschnld selbst vorgc-
gangen werden könne, als es ihm, dem Erben, frei stehen muß, gegen
die an ihn gestellten Ansprüche seine etwaigen Einwendungen zu machen.

Diese richterliche Entscheidung scheint von dein Grundsätze anS-
zngchen, daß ein gegen den Erblasser erflossencs rechtskräftiges Erkennt-
niß nicht immer auch gegen die Erben cxemtivnsfähig sei, daß vielmehr
gegen die letzteren eine neuerliche Agnidirung des gegen den Erblasser
bereits lignidirten Anspruches nothwcndig sei, wobei dem Erben das
Recht, Einwendungen zu machen, frcislehc.

Ich erlaube mir, dagegen mit Rücksicht sowohl auf die principiclle
Bedeutung dieser Frage als auf den spccicll vorliegenden Fall Nach¬
stehendes zu bemerken:

Nach ß 298 a. G.-O. soll die Exemtion nur über einen Achter
lichcn Spruch oder gerichtlichen Vergleich crthcilt werden.

Durch verschiedene gesetzliche Vorschriften ist eine Ergänzung dieser
gesetzlichen Anordnung cingctrcten und den administrativen Erkenntnissen
gleichfalls die Exemtionssanction verliehen worden dergestalt, daß die¬
selben nach erfolgter Rechtskraft in gleicher Weise cxemtionöfähig sind,
wie richterliche Urthcile.

Auf sic findet also der H 298 a. G.-O. ebenfalls Anwendung.
Die allgemeine Gerichtsordnung enthält keine Bestimmung, ob die

Exemtion auf Grund eines UrtheileS nur gegen den in dem letztem
erwähnten Schuldner, oder ob auch gegen andere an seine Stelle trc
tcndc Personen crthcilt werden könne.

Eine unmittelbare Entscheidung dieser Frage kann auch in dein
materiellen Rechte nicht gesucht werden. Allein es sind im Gesetze Fälle
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enthalten, wo zwischen zwei verschiedenen Personen eine Rechtseinhcit,
das Eintreten des einen in die Rechte und Verpflichtungen des andern
ausgesprochen wird.

Diese Personeneinhcit findet zwischen dem Erblasser und dessen
Erben gemäß 8 547 b. G.-B. statt; beide werden in Beziehung auf
einen Dritten für Eine Person gehalten, die Rechte des einen sind die
Rechte des andern, und ebenso übernimmt der Erbe die Verbindlichkeiten,
die der Erblasser aus seinem Vermögen zu erfüllen gehabt hatte (tz 548
b. G.-B.), insosernc sic nicht in bloS persönlichen Verhältnissen gegrün¬
det sind (Z 53l b. G.-B.), mithin durch den Tod des Verpflichteten,
auf dessen Person sic eingeschränkt waren, erlöschen (§ 1448 b. G.-B.).

Zu diesen Verbindlichkeiten, welche aus dein Vermögen zu erfüllen
sind, mithin auf demselben hasten, scheint mir nun auch die Verpflich¬
tung des Erben zu gehören, einen gegen den Erblasser durch rechtskräftiges
competentcs Erkenntnis) liquidirtcn vcrmögcnSrechtlichcu Anspruch als
richtig und die Rechtsfolgen des Erkenntnisses auch gegen sich als wirk
sam anzuerkennen, mithin die Executionsführung gegen sich zu gestatten.

Es muß dies im erhöheten Maße dem unbedingt crbSerklürtcn
Erben gegenüber gelten, der ohne irgend einen Vorbehalt, ohne irgend
eine Beschränkung in die Verbindlichkeit des Erblassers Antritt, dessen
Vermögen mit jenem des Erblassers vermengt und eine Masse bildet,
aus welcher die gegen den Erblasser bestehenden Forderungen, und zwar
in gleicher Weise, wie es gegen letztem geschehen wäre, mithin bei einem
vorliegenden rechtskräftigen Urthcile executivc rcalisirt werden können.

In einem solchen Falle dient dieses Rechtsverhältnis; der Personen¬
einhcit nicht zum eigentlichen Rechtögrunde der Executionsführung, denn
dieser liegt vielmehr in dem betreffenden Erkenntnisse, sondern nur zum
Nachweise, daß der Erbe mit jenem, gegen den dieses Erkenntniß erflosscn
ist, Eine Person vorstellc, mithin das letzterer mit allen seinen Rechts¬
folgen als auch gegen sich vollstreckbar anerkennen müsse.

Einwendungen dagegen können ihm nicht mehr zustchen, denn diese
sind durch die Rechtskräftigkeit des Erkenntnisses abgeschnittcn, welches
nur in den im Gesetze vorgesehenen Fällen der Restitution umgestoßen
werden kann. Der Tod des Verurtheiltcn aber wird in keinem Gesetze
als ein Grund, die Wiedereinsetzung zu begehren, anerkannt, und ebenso¬
wenig kann der Tod des Vcrnrthciltcn gemäß Hofdccrct vom 22. Juni
!836, Nr. 145 J.-G.-S-, zur Anfechtung des ExecutionSbcgehrcns im
Wege der Oppositiousklagc Anlaß geben.

Es kann also gegenüber einem rechtskräftigen Urthcile wider den
Erblasser eine Berechtigung des Erben, gegen den zucrkanntcn Anspruch
Einwendung zu erheben, nicht mehr anerkannt werden, es kann von
einer Bestreitung des Urtheiles im neuerlichen Rechtöverfahren nicht
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mehr gesprochen werden, da ja der Erblasser hiezu nicht mehr berechtigt
gewesen wäre und der Erbe auch mit dem Nachlasse keine mehreren
Rechte erwerben konnte, als solche dem Erblasser zustanden. — Ein
neues RechtSverfahrcu würde vielmehr nur die Aguidiruug des Anspruches
gegen den Erben ans Grund des bereits vorliegenden Erkenntnisses zum
Zwecke haben und wäre als solches ein processualischcr Umzug, denn cs
könnte sich in dem Proccsse nur um die Frage der ErbSrcchtsuachfolgc und
den dadurch herbcigeführtcn Eintritt des Erben in die Verpflichtung des
Erblassers handeln, worüber aber mit Rücksicht auf die, wie voraus¬
gesetzt, vorliegende Erbserklärung und Eiuautwortungsurkunde ein Rechts
streit nicht möglich, mithin ein Urthcil überflüssig wäre.

Die Frage, ob die Exccution aus den Verlaß oder gegen den Erben
geführt wird, ist nicht entscheidend.

Auch wenn die Exccution nur ans den Nachlaß geführt
würde, wäre sic gegen den Erben gerichtet, cS wäre hiebei nur
das Object der Exccutiousführnug in Frage, da aber bei der unbeding¬
ten Erbserklärung der Nachlaß keine selbständige Masse bleibt, sondern
sich mit dein Vermögen des Erben vermengt, indem der unbedingt crbs-
erklärte Erbe schon nach erfolgter Erbserklärung Pcrsonalschuldncr des
Vcrlaßgläubigcrs wird und mit seinem ganzen Vermögen, nicht mit dein
Nachlasse allein, demselben haftet, so mnß die Exccution, wenn sie schon
auf den Nachlaß zngestandcn wird, auch gegen den unbedingt erklärten
Erben zugclassen werden.

Nach Zulässigkeit der Vcrlaßmasse ist dieses auch bei der beding¬
ten Erbserklärung, allerdings mit dem Unterschiede der Fall, daß vor¬
der Einantwortung die Exccution auf den Verlaß allein, nachher «ber¬
auch auf das übrige Vermögen des Erben geführt werden kann.

Au allem dem wird, wie oben erwähnt, nichts durch den Umstand
geändert, daß das hier in Frage stehende Erkenutniß ein administra¬
tives war.

Denn, wenn auch die durch dasselbe scstgcstclltc Verpflichtung eine,
aus dem bcsoudcru persönlichen Rechtsverhältnisse des Erblassers als
Staatsbeamter hcrvorgchcude war, so ist sie doch dadurch, daß sie durch
ein rechtskräftiges und nach den bestehenden Vorschriften exccutionSfähigcs
Erkenutniß ausgesprochen wurde, zu einer Thatsachc geworden, welche
auch die Erben anzncrkcnnen gcnöthigt sind.

Durch den Tod ist nur das persönliche Verhältnis; des Erblas¬
sers als Staatsbeamter, nicht aber ein in Folge dieses Verhältnisses
bereits rcchtswirksam crflosscncö Erkenntnis; aufgehoben, dieses ist viel¬
mehr nicht nur gegen den Erblasser, sondern auch gegen seine Erben
formell vollstreckbar geworden, wogegen der Erbe ebensowenig Einwen¬
dungen im administrativen Wege, denn das Erkenutniß war ein rechts¬
kräftiges, noch im Rechtswege, denn dessen Betretung war durch die
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Natur dcr vor das politische Forum gehörigen Angelegenheit ausge¬
schlossen, cinzubringcn vermochte; in Bezug auf die Frage der ErbrcchtS-
nachfolge bedurfte es aber, dem früher Erwähnten zufolge, keines Rechts¬
streites.

Uebcr ein administratives Erkcnntniß findet ein Rechtsstreit über¬
haupt uur dann statt, wenn dessen Incaminirung durch die Gesetze für
zulässig erklärt wird, was dort, wo die Aufforderuugsklage offen steht
(beim Rcchnungsproccsse), der Fall ist.

Ein solcher Fall lag aber hier nicht vor, und die Verweisung auf
den Rechtsweg konnte nur dann in Frage kommen, wenn das Gericht
die Competeuz der politischen Behörde in Zweifel zu ziehen Anlaß hätte,
allein dann dürfte es für einen solchen Zweifel die Lösung nicht in einer
unmittelbaren Abweisung, sondern in dem mit dein Hvfdccretc vom
8. October 1784, Nr. .849 I.-G.-S., vorgezeichnctcm Wege suchen.

Mit dem Wesen der durch das administrative Erkcnntniß aus¬
gesprochenen Verpflichtung war also die Executionskraft verbunden, sie
überging als ein Zugehvr dcr Verpflichtung selbst mit der letzteren
gleichzeitig an den Erben, da durch kein Gesetz den administrativen Er
kenntnissen die Ezccutionsfähigkcit den Erben des Vernrthciltcn gegen
über abgesprochen wird.

Müßten die Erben Forderungen, die aus den: Dienstverhältnisse
des Erblassers entspringen, nicht auch im administrativen Wege, wie cs
dem Erblasser möglich gewesen wäre, geltend machen, ebenso wie sic sich
laut K 156 kais. Patentes vom 9. August 185 l, R.-G.-B. Nr. 20>N den
Einfluß dcr administrativen Behörde auf die Vcrlaßabhandlnng gefallen
lassen müssen? Ist nach letzterer GcsctzcSstellc nicht auch selbst ihnen
gegenüber die Entscheidung der administrativen Behörden cvmpetent?

Gemäß der Ministcrialverorduuug vom 3. April 1859, dir. 52
R.-G- B., übergehen alle sowohl in dem allgemeinen Strafgesctzbnchc
als anderen Gesetzen verhängten Geld- nud übrigen VcrmögenSslrafcn
auf die Erben des Vernrthciltcn, wenn der Tod nach eingctrelencr Rechts
kraft des Vernrthciltcn erfolgte. Daß diese Geldstrafen exccnlionswcisc
«angebracht werden, lehrt uns die Strafprvccßordunng, welche auch vcr
fügt, daß die Erkenntnisse des Gerichtes über die civilrcchtliche Ersatz-
Pflicht (tz 359 St.-P.-O.) sofort durch den Eivilrichtcr vollstreckbar sind,
welche weiters auch die Einbringung dcr S tr a f p r o c c ß k o st c n gegen
den Nachlaß (8 344 St.-P.-O.) des Vernrthciltcn als zulässig erklärt.

In allen diesen Fällen, sowie auch beispielsweise dann, wenn in
Gemäßheit dcr kais. Verordnung vom 12. März 1859, R.-G.-B. Nr. 46
(über die Syndicntsbcschwcrde), ein administratives Erkcnntniß ergeht,
wird gegen die Erben gewiß nicht eine st läge angestrengt werden müssen,
sondern sofort die Exccution geführt werden können, ebenso als wenn
ein civngcrichtlichcs rechtskräftiges Urthcil gegen den Erblasser Vorlage,
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Jedes Urtheil novirt ja gewissermaßen das ihm zn Grunde lic
gcnde Rechtsverhältnis; nnd schasst einen neuen RechtSgrnnd für die bc-
tresfendc Forderung, wogegen weder dem ursprünglichen Schuldner, noch
dem Erben, der die Person des Erblassers vorstellt, Einwendungen offen
stehen.

In diesem Anbetracht und mit Rücksicht auf die gesetzlich ausge¬
sprochene ExccntionSfähigkeit administrativer Erkenntnisse wäre also meines
Erachtens auch dem Eingangs erwähnten Exccutionsgesuche statt zn geben
gewesen.

sl4j Neber die Wirkung einer Siltzvorrechtseinrnumnng.
Von, Herrn Nr. I-'rie<I. liilt», v. lialtrnoxxor, k. k. Finanzrathe.

Auf einem Hause im Schätzwerthc von 2000 fl. umrde eine
Aerarial - Eautiou von 500 fl. intabulirt; zugleich kvitligte bei dem
Umstande, als dasselbe schon mit drei Sätzen von 000 fl., 400 fl. und
300 fl. belastet war, der erste Hhpothekarglänbigcr in einer auf seinen
Satz pr. 000 fl. zur Wirkung des SatzvorrcchtcS supcrintabnlirtcn
Erklärung ein, daß dem Aerar für den CautionSbctrag sammt Einbrin-
gungSkvstcn das Vorrecht in der Hypothek vor jener Forderung pr. 600 fl.
znstehcn solle.

Es ist nun die Frage, ob hiermit der Cantion eine genügende,
d. i. gesetzmäßige, Sicherstellung auf dem bereits überschuldeten Hanse
erwirkt sei, — mit andern Worten: ob das Aerar in Folge jener Sntz-
vorrcchtscinrüumnng nur des einen nnd ersten HypothckarglänbigcrS, bei
einer eventuellen McistbotSverlhcilnng, wirtlich die Befriedigung rcsp.
Zuweisung prima looo gewärtigen dürfe?

ES kann natürlich kein Zweifel darüber obwalten, daß der
zweite und der dritte Sntzglänbigcr durch jene SatzvorrcchtScrklärnng,
welcher sic fremd geblieben sind, unberührt bleiben müssen, — daher
irgend eine Aenderung an ihren Hypothekarrechten zu leiden, inobcson
dere eine vorgängige Befriedigung sowohl der EauliouSansprüche als auch
des ersten TabularsatzcS aus der Hypothek zu gestatten — keineswegs
verpflichtet sind.

Dies anerkennend, unterstellen die Vcrthcidigcr jener Ansicht,
vermöge welcher d i c C a n t i o n im obbcsagtcn Falle allerdings
ein wirksames Vorrecht erlangte, dem ersten Satzglänbigcr
die Annahme, cü sei nut dessen RcchtSacte eigentlich ein Satz-
tausch e i n g c t r c t c n, natürlich nur so weit beide Summen wechsel¬
seitig sich decken.

Dieser Ansicht ist namentlich Gspanu, der in seiner „Abhand
lung über gesetzmäßige Befriedigung conenrrircndcr Gläubiger, Bd. II,
S. 51, ß 203," sagt: „Ist einer Forderung vor einer andern das
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Satzvorrecht cingerämnt worden, so tritt jene an die Stelle dieser, und
cs verändern, wenn Zwischcnposten Vorkommen, die beiden Forderungen
in ihren gleichen Betragen lediglich ihre Stellung im Satze."

Da der Verfasser selbst diesen Ausspruch nicht besonders motivirt,
so scheint eS, daß er zu demselben gelangte, einerseits nach dem Z 26
des Landtafcl-Patentes vom 22. April 1704, J.-G.-S. Nr. 171,
welcher von einer „Abtretung des erworbenen VorgaugsrcchteS" spricht,
anderseits durch Annahme der Nothwendigkeit, der Satzvorrechtserklärung
eine Wirksamkeit zu vindicircn (nach der Auslegungsregcl des 8 914
a. b. G. -B.), ohne Mitleidenschaft der Zwischenglänbigcr, auch ohne
absoluten Verzicht des abtrctcnden Gläubigers auf jedes Hypothekarrccht.

An der Hand logischer Auslegung nämlich ließe sich umführen,
daß der Aussteller der VorrcchtSerkläruug, von dem Lastcnstande der
Hypothek Kenntnis? nehmend (oder nur auf eigene Gefahr denselben
ignorircnd, Z 443 a. b. G.-B.), auch wissen mußte, daß dieses Satz"
Vorrecht nur dann von Wirkung sein könne, wenn cS als Satztausch
aufgefaßt wird, daß cö daher nach 8 914 a. b. G.-B. auch in diesem
Sinne anfgefaßt werden müsse, zumal auch bei Nichtvorhandensciu von
Zwischengläubigcru das Satzvorrecht als Satztausch zur Geltung kommt.

Aussez (Darstellung über das Landtafcl- und Grundbuchs¬
wesen 1847) behandelt zwar den hier besprochenen RcchtSfall nicht aus¬
drücklich; er erkennt jedoch in der Einräumung des Priori¬
tätsrechtes im Satze und in dessen Supcriutabulation
ans den frühem Hypothckarsatz eine Belastung — und keine
U e b e rtr a g n n g dieses letzter n. Siche 88 74 b, 431 , 441
a. a. O.

Man könnte sich hiernach versucht fühlen, zu folgern, daß vermöge
dieser Auffassung jene Cautiou im gegebenen Falle ohne weiteres au,
eigentlich aus dem belasteten ersten Satz pr. 600 sl. zur Befriedigung
zuznlasscu sei, — und daß hierbei weiter ein dem 8 1422 a. b. G.-B.
analoges Rechtsverhältnis? sich entwickle, vermöge dessen der crstintabu-
lirte Gläubiger (indem er mit seiner VorrcchtSerkläruug bewirkt, das?
die CautiouSschuld des Hypothek - EigeuthümerS aus seinem, des ersten
SatzglüubigerS, Vermögen, d. i. aus dem sonst ihm primo loeo zukom
mcnden Meistbotöanthcile, bezahlt wird) berechtigt sei, vom Acrar die
Abtretung seiner Cautionsrcchte — also auch dessen späteres Satzrccht
zu fordern.

Diese (im praktischen Erfolge mit dein vermeinten Satztanschc
übereinstimmende) zweite Ansicht unterscheidet sich von der ersten doch
sowohl in der rechtlichen Begründung, warum die Caution am ersten
Satze zur Zahlung gelange, als auch in der Vorbedingung für den crst-
iutabulirtcn Gläubiger, daß er, um au die Stelle des CautioussatzcS
zu gelangen, sich denselben ausdrücklich müsse abtretcn lassen.
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Referent vermag keiner von diesen zwei Ansichten sich anzu¬
schließen, erachtet vielmehr, daß, wenn die S atzv or r ech t ö er k lä -
rung (wie im gegebenen Falle) weder ausdrücklich als Satz¬
tausch, noch ausdrücklich als eine A s t c r v c r p f ü n d n n g,
allenfalls unter den oben entwickelten Modalitäten des ß 1422 a. b. G.-B-,
abgegeben, angenommen nnd täflich vollzogen wurde,
— die ledi gliche S a tzv o r r cchtS e r kl ä r u n g zu Gunsten
des postlocirtcn Ca utionS satz cö auch dem ersten Satz-
gläubiger gegenüber in so lange nicht zu einer pral-
tischen Geltung und Ausführung gebracht werden könne,
als die z w i s ch e ni n ta b u l i rt e n Gläubiger dem Vorrechte
des CautionSsatzcS nicht ebenfalls bei getreten sind.

ES scheint denn doch weder im Wortlaute noch im Sinne und
Geiste einer lediglichcn SatzvorrechtScrklärung, einer Erklärung nämlich,
daß man in der Reihenfolge der Tabnlargläubigcr irgend einem "Rach
manne den Bortritt gestatte — gelegen zu sein, sic als ciucn Satztausch
oder als eine Asterhypothck aufzufasscn.

Nach Sprachgebrauch und rechtlichen: Wesen sind (es bedarf dessen
wohl keiner nähern Ausführung) diese beiden Rechtsverhältnisse so ver¬
schieden von dem einfachen Satzvorrcchte, daß eine auf die crstcrn zwei
gerichtete WiltcnSmcinung nicht angenommen werden darf, wenn sic nicht
ausdrücklich auf dieselben lautet.

Formell könnte sogar das Bedenken gegen den Satztausch erhoben
werden, daß die Zwischcnglüubigcr in gar keiner Form und Weise sich
die damit bezweckte Acndernng im vorangehenden Hypothckarsatzc gefallen
lassen müssen. — Jndcß wird dieses Bedenken schwinden, weil jeder
Satztausch nur ohne jede wie immer geartete Gefährdung der Zwischen-
gläubiger stattfindcu, also nicht unr keine Vergrößerung, sondern auch
keine Verlängerung oder sonstige Beschwerung der ursprünglichen Vorlast
geschehen soll. — Eben darum wird aber die Sicherheit, welche das
Satzvorrccht als vermeinter Satztausch gewährt, eine nach Umstünden
sehr bedingte und zweifelhafte sein, z. B. bei einer zeitlichen Beschrän¬
kung des die Priorität einräumenden Hhpothekarsatzes u. dgl. m.

Allein auch bloS zwischen den Contrahcntcn selbst über das Satz-
vorrecht wird sich ans den M 443 und 014 a. b. G. - B. die vorne
angcdcutcte AuSlcgnngS-Conclusion ans einen Satztausch nicht ziehen lassen.

8 443 hat offenbar mir den Erwerber eines Tabnlar - Objectes
(also anch eines Satzrcchtcs) im Auge; nicht also derjenige, welcher
ein Satzvorrccht cinränmt, sondern wer es erwerben will, hat sich durch
Einsicht des öffentlichen Buches zu sichern und aus dem Staude des¬
selben zu überzeugen, ob die erhaltene Erklärung nur des einen
von mehreren Tabnlarglünbigcrn genüge für den von ihm (dem
P r i o r itätsw e r b e r) beabsichtigten Zweck.
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Demnach fehlt die vermeinte Prämisse: der Aussteller dieser
Erklärung habe im nothwcndigen Bewußtsein der übrigen Hhpothcks-
belastung stillschweigend ciugewilligt, daß auch diese andern Zwischen -
satzposten früher als seine primo looo haftende Forderung an die
Zahlungsreihe komme, indem sonst die Prioritütseiuräumung für die
Caution wirknngslos bliebe.

Um diese weitern Bedingungen ihrer Wirksamwerdung hat nicht der
Aussteller, sondern der Erwerber der Urkunde resp. des Vorrechtes sich
zu kümmern, daher auch nur dieser etwaige Nachtheile eines Versäum¬
nisses hierin zu tragen. — Nebstbei kommt Wohl auch die AuSlcguugs-
regel des ß U15 a. b. G. -B. zu berücksichtigen, welche den hiermit in
Zweifel gestellten Sinn des (wie im gegebenen Falle ohne Entgelt,
8 864 a. b. G. - B.) contrahirten Vorrechtes zu Gunsten, also mit der
geringeren Last deö Verpflichteten auzuuehmen gebietet.

Wenn endlich der erwähnte 8 26 des Laudtafel - Patentes * mit
der „Abtretung der erworbenen Priorität" die Behauptung zu begründen
scheint, es trete der spätere, eben zu bevorzugende Gläubiger au die
Stelle des erstcru Hhpothekarsatzes, etwa so, wie der Eessionär durch
die Abtretung einer Forderung in die Rechte des Ccdeutcn — so würde
mau mit einer solchen Annahme doch irren und den Unterschied über¬
sehen, daß der Cedent allerdings seine abgetretene Forderung, nicht aber
der Hhpothekarglänbigcr sein Satzrccht völlig aufgibt, — insbesondere
nicht dritten Gläubigern gegenüber, zn deren Gunsten er sein erwor¬
benes Vorgangsrccht nicht prcisgab.

Ucbrigcus war im gegebenen Falle gar nicht von einer Abtretnug
des VorgangSrcchtcs, sondern nur von einem Zngcstehcn des Cautious-
vorrechteS die Rede; — allein auch abgesehen davon, könnte selbst eine
ausdrückliche Abtretung der Priorität nimmermehr als ein Tausch, son¬
dern nur als Vorrecht vor dem eigenen Satze behandelt werden; denn
wie soll ans der Abtretung ein Tausch sich ergeben, ohne daß dieser
als das (keineswegs selbstverständliche) Entgelt ausdrücklich stipulirt sei;
auch wäre es sonst ja für die Priorität der Caution ganz gleichbedeu¬
tend, ob nur der erste oder ob alle drei vorintabulirtcn Gläubiger ihr
das Satzvorrccht zugestehcn resp. den Satztansch vollziehen, während in
letzterem Falle dann alle drei ans den vierten, also gleichen (ciuge-
tauschtcn) Satz zn stehen kämen, da eö doch vielmehr (ohne die Hhpo
these deö Satztansches) unbestritten sein dürfte, daß jeder der abtrctcndcn
Gläubiger unter sich den ihm znkommcndcu Satz k, 2, 3 behält, nur mit
der Beschränkung, daß ihnen allen gegenüber die Caution das eingcräumtc
Vorzugsrecht genieße.

* Er lautet: „Ein Gläubiger, der mit seiner Forderung im Hauplbuchc
vorgemcrkt ist, kann das erworbene Vorgaugsrecht (Priorität) dem Nachfolgenden
abtretcn; die Erklärung de-s Abtretcndcn muß im Hauplbuchc ordentlich vorgcmerkt
werden."
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Gilt das nun von jedem einzelnen der drei nicht gemeinschaftlich
die Priorität abtretenden Gläubiger, so wohl auch dasselbe vom bezüg¬
lichen RcchtSacte des Einen allein.

Was aber die Argumcntirung ans der Supcrintabulation, also
Belastung des ersten Hypothckarsatzes betrifft, so ist diese gewiß keine
Aftervcrpfändung, wozu das wesentliche Merkmal der W 447 und 461
a. b. G.-B. mangelt, sich aus der Satzfordcrung zahlhaft zu machen;
sondern jene Belastung besteht nur in der Beschränkung des sonst dem
ersten Satzgläubigcr znstehendcn Rechtes, seine Befriedigung aus der
Hypothek vor den: später intabulirtcn Cantionssatze zu fordern.

Auch Aussez sondert die zwei Fülle der Superintabnlatiou:
n) zur Belastung einer Satzpost mit Afterpfand, i>) zur Einräumung
des Prioritätsrechtes; — indem er sonach bei letzterem die vermeinten
Corrolare eines Pfandrechtes ansschlicßt, gibt er anderseits dadurch, daß
er die PrioritütSeinräumuug unter die Belastungen und nicht unter die
Uebcrtragungcn des betreffenden Satzes zählt, zu erkennen, daß er eine
Abtretung, einen Tausch desselben nicht anerkenne.

Um es nun also schließlich wiederholt zu betonen, spricht für die
Ansicht des Referenten (daß nämlich den: Cautionsausprnchc die Satz-
vvrrechtserklärnng dcS ersten Satzgläubigers allein nicht genüge, nm an:
ersten Satze wirklich befriedigt werden zu dürfen) die einfache Thatsache,
daß in besagter Erklärung wohl zugestanden ist, es möge die Eantion
(selbstverständlich so weit es nach sonstigem Tabnlarstandc rechtlich möglich
ist), nicht aber auch: es mögen: überdies noch die zweite und die dritte
Satzfordcrung vor der erstintabulirten zur Befriedigung kommen, letz¬
teres wäre eine Ausdehnung des Satzvorrechtcö aus dritte Personen,
wozu gezeigtcrmaßcn weder grammatikalisch noch logisch, — noch in dem
obwaltenden Rechtsverhältnisse eine begründete Rechtfertigung zu finden ist.

Jedenfalls zeigt aber diese Erörterung, daß und welche Rechts-
Vorsichten von: Standpunkte des NechtSevnsnlentcn cinznhalten zweck¬
mäßig sei.

Laibach an: 16. November 1866.

si5s Stttdieir über Landtlrfelwesen.
Von Ludwig Freiherrn v. Haan. — Wien 1866 bei Wilhelm Vraumüller. X und 278 S.

Boni Herrn Di. .Io?irlnn

Ein interessantes Buch! Wer mag Schriften nicht gerne zur Hand
nehmen, denen man cS ansicht, daß dem Verfasser nichts weiter zu sagen
bleibt. Bücher sind wie Gewebe, welche Durchsichtigkeit als gute und
böse Eigenschaft je nach den Umständen besitzen können.

Eine Eigenschaft aber muß jedes interessante Werk besitzen, daß
cs aus den: Wcscu des Autors selbständig und frei hcrvorgegaugeu uud
in der Weise eben deshalb originell sein muß.
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Man braucht diese Studien des Freiherrn v. Haan nur zur Hand
zu nehmen, und sieht am ersten Blick die Geschichte ihrer Entstehung.

Nicht schulgerecht, anscheinend systemlos birgt daö Buch eine -Fülle
von guten Bemerkungen und aus Sachkenntnis' hervorgcgangcncn Rcform-
wünschen, und entzieht sich dadurch nicht der Gegenwart, wenn cs auch
der Form nach nur eine historische Darstellung des Landtafelwesens der
früheren Jahrhunderte sein will.

Der Verfasser, und nur ein Mann in ähnlichen Lagen, ist im
Stande, ein Buch dieser Art zu schreiben.

Durch eine Reihe von Jahren im praktischen Justi,zdicnste bei
ApellationSinstanzen beschäftiget, lernte er die Bedürfnisse der Praxis
und die Mangel der bestehenden Gesetze kennen.

Zur Dienstleistung in die legislative Abtheilnng deö Justizmini
steriumS berufen, hatte er Gelegenheit, jene Seite des Juristen zu culti-
viren, welche die Reform deö bestehenden Rechtes betrifft.

Daß hiezu, wie zu jeder gesetzgeberischen Arbeit, der enge Stand¬
punkt des hausbackenen Praktikers nicht taugt, konnte ihm nicht ver¬
borgen bleiben.

Mit Nothwendigkcit mußte er sich daher zur Vervollständigung
seiner Erfahrungen und Kenntnisse zu den zwei Factorcn hingczogen
sehen, welche eine nie zu erschöpfende Quelle der wahren fruchtbringen¬
den Belehrung in sich schließen: zum Studium auswärtiger Gesetze und
der vaterländischen Rechtsgeschichte.

Wenn die einen die Feuerprobe der Erfahrungen bieten, so zeigen
die Daten der zweiten, ob der Faden der Thatsachen auch in unserem
Lande die projectirte Anknüpfung zuläßt.

Nur eine Fleisch und Blut gewordene vereinigte Kenntniß des
Alten und Fremden, im Vereine mit genügender Erfahrung im prak¬
tischen Dienste, läßt eine heilsame Neformarbcit erzeugen.

Wenn nun der Verfasser diese Absicht bei seiner Schrift nirgends
in den Vordergrund stellt, so zeugen schon seine Andeutungen, daß es
nicht auf eine bloße quellcngcmäßc Darstellung der Entwicklung des Land-
tafelwesenS abgesehen war, sondern daß er auch die Dogmcngcschichte der
einzelnen Materien als einen Beleg für den Werth des heute bestehenden
Rechtes oder für dessen Abänderung betrachtet wissen will.

Bei dem gewählten Thema war der Verfasser in der für jeden
Schriftsteller erfreulichsten Lage, im Großen und Ganzen mit gerechter
Gcnugthuung auf seine heimischen Institutionen blicken zu können.

Wenn irgendwo, so kann der österreichische Jurist mit seinen für
den Rcalcrcdit so wichtigen Anstalten der Landtafel und des Grund¬
buches zufrieden sein, zumal dann, wenn die schon im Zuge begriffenen
Verbesserungen die wenigen noch vorhandenen Mängel beseitiget haben
werden.
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Der Autor faßt auf 38 Seiten den Entwicklungsgang unserer
Gesetzgebung über Landtafelwesen zusammen und widmet dieser Schil¬
derung 9 Abtheilungcn.

Nach einer kurzen Einleitung wird die böhmische Unsastas Ourolinn,
sowie der MajestütSbrief für Mähren und die darauf gestützte Land-
tafcl (l) erörtert.

Die II. Abthcilung widmet dem 17. Jahrhundert mit seiner böh¬
mischen und mährischen LaudcSordnung eine ausführlichere Schilderung
der Landtafeleinrichtung, berührt die Troppaner Landtafel und schließt
nut einer chronologischen Uebcrsicht der Landtafel- und Grundbuchspatente,
vom steierischen (1730 resp. 1730) beginnend, bis zum oberösterreichischcu
(1792) resp. böhmischen (1794), 26 Gesetze anführcnd.

Die III. bis inclusive VIII. Abthcilung beschäftiget sich mit den
einzelnen Gesetzen, indem die wesentlichen Punkte, die Abweichungen und
die Fortschritte hervorgchobeu werden.

Im IX. Abschnitte wird der Einfluß dcS westgalizischen bürger¬
lichen Gesetzbuches skizzirt und im Schlußabsatze (X) eiu allgemeiner
Blick auf den Entwicklungsgang des Institutes der öffentlichen Bücher
geworfen.

Diesem Hauptthcile des Werkes gibt der Verfasser von Seite
39 bis 243 Anmerkungen (63) bei, welche im Texte an der gehörigen
Stelle mit Zahlen bezeichnet sind, ähnlich wie Wächter seinen berühmten
Abhandlungen Excnrsc beigab.

Meine Absicht war nur, die Aufmerksamkeit wiederholt auf diese
Schrift zu lenken, welche derselbe» würdig ist.

Wien, 10. September 1866.

si6s Protokoll der UI!. Versammlung,
welche Freitag nm LZ. Äiiniicr 1861 von 6 Ins 8 Uhr Äliends im Gesclischnstslocnlc

aligchlUtcn wnrhc.

Vorsitzender: Der Präsident Herr Dr. v. K a lt c n c g g er.
Schriftführer: Der zweite Sccretär Herr Dr. v. S chrc y.

Anwesend: 9 Mitglieder.
1. Von der Lesung des Protokolls der I-I. Versammlung wurde

Umgang genommen.
2. Der erste Sccretär Dr. Costa thcilt den Einlauf mit:
u) Ein Schreiben des Verwaltungs-Ausschusses des Fcrdinan

dcnms in Innsbruck, welches daö wcrthvollc Werk: „Fresken - CycluS
des Schlosses Nnnkelstcin bei Botzen" cinscnoct.

b) Das Antwortschreiben der juristischen Gesellschaft in Graz
auf daö zu ihrer Generalversammlung von nnscrm Vereine entsendete
BegrüßungStelcgramm.
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o) Der erste Secretär theilt mit, daß die Bibliothek des Herrn
Dr. Kopatsch, welche sich auf 330 Bände belaufe, vollständig geordnet
sei, daß die Vcreinsbibliothek nunmehr 104 Duplicate enthalte und
daß wegen Umtausches derselben gegen andere Werke mit einer Antiquar-
Buchhandlung in Unterhandlung getreten werde.

c>) Endlich wird bekannt gegeben, daß dem an die bisherigen
Herren Vercinspräsidcnteu gestellten Ansuchen um Ueberlnssung deren
Porträts für den Verein seitens Sr. Excellenz des Herrn Johann Frei
Herrn v. Schloißnigg bereits entsprochen wurde, und daß die gleiche Will¬
fahrung dieser Bitte von dem Herrn Laudcögerichtsrathc v. Strahl in
einem an den VereinSprüsidcnten gerichteten Schreiben in Aussicht gestellt
wurde.

3. Unter Mittheilung dieses Schreibens wird sohin von dem
Vorsitzenden über Ersuchen des durch Unwohlsein au dem persönlichen
Erscheinen verhinderten Herrn v. Strahl dessen Aufsatz „Ueber den Ent¬
wurf des neuen Gesetzes, betreffend die Bestimmungen über den Erwerb
einer Erbschaft," vorgelesen.

Der Aufsatz enthält eine kurze Inhaltsübersicht des neuen Gesetz¬
entwurfes, die kritische Besprechung der Bestimmungen desselben unter
Vergleichung mit den hiedurch theilweise modificirten positiven Vor¬
schriften und am Schlüsse eine Zusammcnfassnng der im Gesetze fest-
gehaltenen wesentlichen leitenden Grundsätze.

Der Vorsitzende bespricht in kurzer Weise diesen Aufsatz, welcher
namentlich darum zu beachten sei, weil das fragliche Gesetz demnächst
wirksam werden dürste und weil von dem Herrn Bürgermeister Dr. Costa
in einer der früher» Versammlungen über denselben Gegenstand ein Vor¬
trag gehalten wurde. (Siehe Band I., pn«'. 369.)

Bürgermeister Dr. Costa beantragt die Drucklegung des Aufsatzes
uud spricht das Bedauern aus, daß dem Vereine nicht durch einen stärker»
Besuch der Versammlungen und durch eine regere Thcilnahme insbcson-
ders der jünger» Juristen die Möglichkeit geboten sei, öfters Gesetz¬
entwürfe, welche ob der im Zuge befindlichen Aendernngcn in der Legis¬
lation bcvorstchcn, kritisch zu besprechen.

Director Costa findet es zweckmäßig, daß zur Erörterung solcher
Gesetzentwürfe Comitvs gebildet würden.

Bergcommissär Ritter v. Fritsch schließt sich dieser Ansicht au,
indem er insbcsonderS auf die zeitgemäße Besprechung dc-Z neuen Ent¬
wurfes der österr. Civilproccß-Ordunng hinweist.

Nach einer länger» Debatte über diesen Gegenstand wird sohin
bei dem Unistande, als die Versammlung über die Frage, ob und wie
solche Comitos gebildet werden sollen, wegen der geringen Anzahl der
Anwesenden zu beschließen nicht in der Lage war, von dem Vorsitzenden
die Festsetzung dieses Antrages auf die Tagesordnung der nächsten Ver¬
sammlung in Aussicht gestellt.
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4. Bürgermeister Dr. Costa behandelt folgenden Civilrechtsfall:
Frau -4 klagte den 8 als bedingt erklärten Erben des 0 bei dem

k. k. Landesgerichte I/ auf Bezahlung der nach den Ehepacten ihr gebüh¬
renden Widerlage pr. 20,000 fl.

Hierüber wurde bei dem k. k. städt. dclcg. Bezirkgerichte in 8, als
prorogirten Gerichtsstände, ein Vergleich geschlossen, in welchem 8 als
Erbe des 0 anerkannte, daß der Verlaß des letztem der Frau tL die
Widerlage pr. 20.000 sl. aus den auf der Realität idi intabulirtcu Ehe-
pacteu schuldig sei, und sich zur Zahlung dieses Betrages aus dem O'schen
Verlasse binnen Monatsfrist bei Exemtion verpflichtete.

Nach fruchtlosem Verlaufe der Zahlungsfrist wurde über Ansuchen
der Klägerin die cxecutive Jntabulation des Vergleiches auf die Hhpc>-
thekar-Realität 14 von dem k. k. städt.-delcg. Gerichte in 0 bewilligt, der
Vollzug derselben von der Tabular-Instanz — dem k. k. Landesgerichte
in 8—.aber aus dem Grunde verweigert: 1. weil die Abhandlung des
O'schen Verlasses noch bei diesem Gerichte anhängig sei, cs sich um die
bei letztcrm Gerichte begonnene Einklagung einer Verlaßerbschaftsschuld
handelt, und Verhandlungen über Klagen dieser Art bei einer andern als
der Verlaßbehörde mit Rcchtswirksamkcit nicht stattfindeu können; 2. weil
der Vergleich Bestimmungen enthalte, welche dem Willen des Erblassers 0
und den Interessen des landesgerichtlichen Pupillen 8 widerstreben, indem
die Realität 14 diesem legirt wurde, er aber bei dem Vergleichsabschlusse
nicht vertreten war.

In dem Recnrse gegen diesen Bescheid wnrde bemerkt, daß das
k. k. Landesgericht den Vollzug des cxecutiven JutabulationS - Bescheides
nur dann hätte verweigern können, wenn Tabutaranstündc Vorlagen,
welche sich aber überhaupt und namentlich aus den crstrichtcrlichen Ein¬
wendungen, welche übrigens anch in anderer Richtung ungegründct sind,
nicht ergaben.

Diesem Recurse hat das k. k. Oberlandesgericht nicht stattgegeben,
und zwar in der Erwägung, daß den Vergleich der Erbe 8 abschloß,
die Realität 14, auf welche derselbe cxecutive intabulirt werden sollte,
nicht auf Namen des erstem, sondern zur Zeit des überreichten execu-
tiven Jntabnlationögesnches auf Namen des Erblassers 0 und nun auf
Namen des minderjähr. Legatars 8 vergewährt erscheine, der Vollzug
der cxecutiven Jntabulation also wegen dieses Tabular - Anstandes mit
Recht verweigert wurde.

Dagegen wurde in dem Rcvisions-Recurse unter Hinweisung auf
die divergirendeu Motiviruugen der erst- und zwcitrichterlichen Entschei¬
dung bemerkt, daß bei Tabulargesuchen der Zeitpunkt des Präsentatums
desselben entscheide, daß damals der Erblasser 0 an der Realität ver¬
gewährt war, der Erbe 8 aber eben in Vertretung dieses Erblassers 0
den Vergleich abschloß, dessen cxecutive Jntabulation ans die Realität
des Erblassers 0 also zu bewilligen war.

4
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Diesem Recurse hat der Oberste Gerichtshof jedoch in der Erwä¬
gung keine Folge gegeben, daß in den angefochtenen Erledigungen eine
Ungerechtigkeit oder Gesetzwidrigkeit nicht wahrznnehmen war.

lieber Antrag des Herrn Vorsitzenden wird beschlossen, sowohl
letzter« Vortrag, als den Aufsatz des Herrn v. Strahl in der Vereins¬
zeitschrift zum Abdrucke zu bringen.

5. Die Vorträge des Herrn Finanzrathes Dr. v. Kaltenegger
wurden für die nächste Versammlung Vorbehalten und die Sitzung sohin
von dem Herrn Vorsitzenden geschlossen.

si7j Neber den Entwurf -es neuen Gesetzes, betreffend die
Bestimmungen über den Erwerb einer Erbschaft.

Vom Herrn Ntlnuril v. 8tiulil, k. k. Landesgerichtsrathe.

Unter den Gesetzes-Entwürfen, welche das k. k. Justizministerium
in Vorberathnng gezogen hat, befindet sich auch jener über die Bestim¬
mungen in Betreff des Erwerbes einer Erbschaft.

Da diese Bestimmungen „tief in das Rechtsleben der bisherigen
Gewohnheiten und Anschauungen eingrcifcn," so dürfte dem juristischen
Vereine eine kleine Jnhaltsanzeige vielleicht nicht unwillkommen sein,
welche diese Zeilen zu geben bezwecken, ohne damit auch nur entfernt
den Werth einer tiefer eingehenden kritischen Erörterung zu beanspruchen.

Der Entwurf des gedachten Gesetzes zerfallt in vier Abschnitte,
von denen der erste in 27 Paragraphen „von den durch den Erwerb
einer Erbschaft entstehenden Rechten und Verbindlichkeiten;" — der
zweite Abschnitt in den ZZ 28 bis 51 „von dem Verfahren zur
Erlangung der Beurkundung des Rechtes eines Erben oder eines Ver-
mächtnißnehmers— der dritte Abschnitt in den ZZ 52 bis 57
„von der Erbtheilung— endlich der letzte Abschnitt bis znm Z 63
„von den allgemeinen Bestimmungen" handelt.

Der erste Abschnitt wird mit dein Grundsätze eingeleitet, daß der
Erbe mit dem Zeitpunkte des ErbanfalleS in alle „übertrag¬
baren" Rechte und Verbindlichkeiten des Erblassers emtrete. Durch diese
Bestimmung wird der tz 547 des b. G. - B. wesentlich modificirt, nach
welchem nicht der Erb an fall (H 703 b. G. -B.), sondern erst die
Annahme der Erbschaft seitens des Erben in dieser Richtung maß¬
gebend war.

Dem Erben ist jedoch (Z l) das Recht Vorbehalten, sich der Erb¬
schaft zu entschlagen, oder die Verbindlichkeiten des Erblassers „nur in
einem auf den Werth des Nachlasses beschränktem Umfange zu über¬
nehmen." Die Ausübung dieses Rechtes kann dem Erben durch keine
Verfügung des Erblassers entzogen werden.
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Der Z 2 legt in Uebereinstimmung Ulit dm bisherigen Anord¬
nungen des bürgert. Gesetzes dem Erben die Verpflichtung aus, den letzten
Willen des Erblassers so weit als möglich zu erfüllen, und insbesonders
die Vermächtnißnehmer, beziehnngsweisc deren Pflegschaftsbehörde, von
den ihnen zugcdachten Vermächtnissen zu verständigen.

Dagegen wird im K 3 der die Anordnung des 8 817 b. G. - B.
gänzlich umßoßende Grundsatz aufgestellt, daß das Erbschaftögcricht nicht
von Amt sw eg en dafür Sorge zu tragen habe, daß der Erbe die
ihm obliegenden Verbindlichkeiten erfülle.

Damit verläßt der Gesetzentwurf den Boden der bisherigen Be¬
vormundung und uähcrt sich der richtigem Rcchtsanschanung, welche
eben jedem Berechtigten die selbsteigene Wahrung und Sorge für sein
Recht überläßt und von der Fiction absicht, daß der Erbe den Nachlaß
eigentlich nicht unmittelbar vom Erblasser, sondern schulgerecht
aus der Hand des Erb sch afts gerichtes zu überkommen habe.

Als natürliche Conscquenz dieses Grundsatzes, und gleichsam im
organischen Anschlüsse an denselben, werden sodann in den ZK 4, 5, 6
die Bestimmungen ausgenommen: daß der Erblasser mit Beobachtung
der über die Errichtung einer letztwilligcn Erklärung vorgeschriebcnen
Förmlichkeiten einen Vollzieher seines letzten Willens bestellen, ihm seinen
Wirkungskreis vorzeichnen, auch die Verwaltung des Nachlasses oder
eines Thcils desselben, so weit dadurch die Rechte der Notherbcn nicht
beschränkt werden, überlassen könne, wobei dein Testamentsvollstrecker die
Rechte und Pflichten eines Bevollmächtigten zustehen, dessen Auftrag
einerseits durch den Erben nicht widerrufen, dessen Pflicht zur
Rechuungsablagc ihm jedoch andererseits vom Erblasser auch nicht
erlassen werden kann.

Der dem Vollzieher des letzten Willens crthcilte Auftrag erlischt
jedoch, wenn der letzte Wille des Erblassers durch ihn oder durch den
Erben vollzogen, oder die Vollziehung desselben sichcrgestellt ist (ß 6).
Der praktische Werth dieser Verfügung, welche eben so wohl die Erfül¬
lung des Willens des Erblassers als auch den Erben vor allfälliger
ungehöriger Jngercnznahme des TcstamcntScxecutorS sichert, liegt am Tage.

Den Cardinalpunkt des neuen Gesetzes bilden die 7, 8, 10,
1l, 43, 44, 49. — Nach diesen hat der Erbe dem Erbschaftsgcrichtc
zu erklären, ob er sich der Erbschaft entschlage, oder dieselbe beschränkt
oder unbeschränkt annchme.

Znr Abgabe dieser Erklärung ist dem Erben vom Erbschafts-
gcrichte eine angemessene Frist zu crtheilen, welche erforderlichen
Falles erstreckt, jedoch mit Einschluß dieser Erstreckung den Zeitraum
von sechs Monaten niemals überschreiten darf (43).

Wer die rechtzeitige Abgabe dieser Erklärung versäumt, kann
sich der Erbschaft nicht mehr cntschlagcn und auch die Beschränkung
seiner Haftung auf den Werth des Nachlasses nicht mehr in Anspruch
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nehmen. Diese Rechtsfolgen werden jedoch erst dann wirksam, wenn das
Eintreten derselben durch einen „Beschluß" des Erbschaftsgerichteö aus¬
gesprochen wird.

Dieser Beschluß wird nur über Ansuchen einer Partei, die ein
rechtliches Interesse hat, gefaßt, und liegt ihr ob, die Belege,
welche die Nachweisung der Rechtsnachfolge des Erbsberechtigtcn ent¬
halten, beizubringen, wofcrne sich selbe nicht schon in den ErbschaftS-
acten vorfinden (ß 44).

Die Erbsentschlagung und die unbedingte Erbserklärung
können nicht widerrufen werden, und cs kann der bedingt erklärte Erbe
sich der Erbschaft nicht mehr cntschlagcn.

Ebenso wird in Uebcreinstimmung mit dem Z 808 b. G. - B.
bestimmt, daß, wer sich der Erbschaft aus einer letzten Willenserklärung
entschläfst, dieselbe aus dem Titel des Gesetzes nicht annehmen könne.
Nur das Recht auf den Pflichttheil bleibt auch in diesem Falle unberührt.

Die Rechtsnachfolge durch Erbschaft oder Vermächt-
uiß wird vom Erbschastsgerichte über Ansuchen des Erben, des Ver-
mächtnißnehmers oder „eines Dritten, der ein rechtliches Interesse daran
hat," beurkundet, wenn dieselbe nachgcwiesen und unbestritten
erscheint (K 10).

Wem eine solche Beurkundung crtheilt wurde, der hat für
J e d e r m a n n als Erbe oder Vermächtnißnehmer nach Inhalt derselben
so lange zu gelten, als die Beurkundung nicht im ordentlichen Rechts¬
wege entkräftet wird (Z ll).

Diesen hat derjenige zu betreten, der ein widerstreitendes Recht
geltend machen will. Wird in Folge dessen die Beurkundung entkräftet,
so sind die Verhältnisse unter den Strcittheilen nach den Bestimmungen
über redlichen und unredlichen Besitz zu beurtheilen; dritte Personen aber,
welche im Vertrauen auf die Beurkundung redlich gehandelt haben,
können nicht mehr in Anspruch genommen werden (ß 12).

Auf Grund dieser Beurkundung kann der Erbe oder Ver-
mächtnißnehmer auch die Umsetzung der Rechte deö Erblassers in
den öffentlichen Büchern blos mittelst Vorlage der Beurkundung bei
der G r u n d b uch s b e hö r d e erwirken (ß 13).

ES entfällt somit jener ganze unlogische Apparat, dem die bis¬
herige Gesetzgebung einerseits in überflüssiger Sorgfalt für den letzten
Wille» des im Erben ohnehin noch fortlebendcn Erblassers, andererseits
aus fiScalischem Interesse zwischen die Annahme der Erbserklärung und
die Einantwortung hingestellt hat.

Es entfällt die Inkonsequenz, deren sich jeder denkende Richter
bewußt war, indem er durch die Annahme der Erbserklärung einerseits
den Universal-RechtStitel deö Erben anerkannte, andererseits aber dem¬
selben, mit Ausnahme der verantwortlichen Verwaltung, alle andern
Consequenzen, darunter die weitaus wichtigste der Eigenthmnsübertra-
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gung, iusolangc versagen mußte, so lange der Erbe nicht am Gängel-
baudc des Richters, mit dem Fallbundc des Testaments-BcfolguugS-
AnSwcises, alle Stadien schrittweise durchgemacht und mit dem Wohl-
verhaltnugs-Eerlisicatc des Gcbührenamtes sich auch als einen correcten
Steuerzahler lcgitimirt hatte.

Wer die Schwierigkeiten praktisch durchgckostet hat, welche nach
der bisherigen Abhandlungsform die „die Einantwortung vorbereitenden
Schritte" den Parteien wie dem Richter verursacht habe», — wer cS
erfahren hat, wie ost ein, auch mehr Jahre verflossen, chevor, bei
vollends anerkanntem unbestrittenen Erbrechte, dein Erben das nnbc-
schrankte VcrfüguugSrccht zugcstandcn, die Möglichkeit: Pflichtcrbcn,
Vcrmächtnißnehmcr, Vcrlaßgläubigcr zu befriedigen, gewährt werden
konnte, — der kann diese Verfügung des neuen Gesetzentwurfes mir als
einen willkommenen Fortschritt begrüßen, der geeignet ist, die nach dem
Tode manches Erblassers oft jahrelang stockenden Pulse des Rechts- und
Geschäftslebcns wieder zu beschleunigen.

Freilich macht es diese gesetzliche Bestimmung nothwcndig, auch
den Gläubigern des Nachlasses die Mittel an die Hand zu gebe»,
ihre Rechte zu wahren. In dieser Beziehung statuircn die KZ 15 bis 20,
daß jeder Gläubiger des Erblassers, jeder Vermüchtnißnehmer,
N a ch e rb c und P s l i ch t t h c i l S b e r e ch t i g t e, weun er nicht zugleich
Mitcrbe ist, Sicherstellung verlangen könne. So lange die Güter und
Rechte im öffentlichen Buche noch auf den Namen des Erblassers vcr-
gcwährt sind, können die Fordcrungöberechtigten n o ch v o r dem Anträge
auf Sicherstellung die Anmerkung der Rangordnung für die ihnen zu
ertheilende Sicherstellung ihres Anspruches bei der Grundbuchsbehörde
verlangen, und es ist diese Anmerkung sofort zu bewilligen, sobald
das Eintreten des Erbfalles dargethan ist.

Der Antrag auf Sicherstellung ist jedoch in solchem Falle binnen
14 Tagen bei dem zuständigen Gerichte anzubringeu und durchzuführen,
widrigenS die Anmerkung über Ansuchen eines Bcthciligten zu löschen
wäre (K 16).

Neu ist die Bestimmung, daß nach Ablauf eines Jahres nach
dein Eintreten des Erbfalles eine derlei Sicherstellung und Anmerkung
nicht mehr verlangt werden kann (Z 17).

Aber auch dem Erben werden zur Wahrung der Rechte der
Verlaßgläubigcr Verbindlichkeiten auferlegt, deren Beachtung wegen der
daraus entspringenden Folgen in seinem eigenen Interesse liegt.

So wird ihm aufcrlegt, mit der Sorgfalt eines VermögeuSvcw
Walters den Schuldenstand des Erblassers zu ermitteln. Zu diesem Eude
hat der Erbe, wenn er von der Beschränknng seiner Haftung Gebrauch
machen will, schon innerhalb der ihm zur Abgabe seiner Erklärung
bestimmten Frist die Gläubiger des Erblassers öffentlich aufzufordern,
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ihre Ansprüche innerhalb eines Termines, welcher zwei Monate nicht
übersteigen darf, bei ihm anzumelden.

Diese Aufforderung hat der Erbe in die Amtsblätter des Landes,
in welchem das Erbschaftsgericht seinen Sitz hat, einrücken zu lassen,
nnd kann er bis zum Ablauf des Termines mit der Befriedigung der
Verlaßgläubigcr innchalten (ß 18).

Hatte er diese Vorsicht unterlassen, oder einzelne Gläubiger befrie¬
digt, obgleich ihm bekannt war, das; der Betrag, bis zn welchem er
haftet, zur Befriedigung Aller nicht hinreiche, so hat er die leer Aus¬
gehenden in dem Blaße zu entschädigen, als sie sonst entweder ganz oder
verhältnißmüßig ihre Befriedigung erlangt haben würden (Z 19).

Die M 20 bis 24 regeln die Verhältnisse der Miter den in
Ansehung der ihnen zustehcnden Forderungen, so wie der ihnen oblie¬
genden Verbindlichkeiten, im wesentlichen in Uebereinstimmnng mit den
einschlägigen Bcstimmnngen der 88 550, 820 und 821 b. G.-B.

Neu ist die Verfügung, daß, wenn die Erbtheilung binnen drei
Monaten nach dem Eintreffen des ErbanfalleS stattfand, die Miterben
bis zum Ablaufe dieses Zeitraumes Alle für Einen, Einer für Alte,
die beschränkt haftenden Erben jedoch nicht über den Werth des Nach¬
lasses in Anspruch genommen werden können.

Nach Ablauf dieses Zeitpunktes und nach der Erbtheilung kann
nur oou einem unbeschränkt haftenden Miterbcn die Erfüllung der den
Erben als solchen obliegenden Verbindlichkeiten in vollem Umfange ver¬
langt werden.

Durch diese Bestimmungen wird jedoch die Geltendmachung der
auf einzelnen Gegenständen der Erbschaft haftenden dinglichen Rechte nicht
berührt, und müssen die Miterbcn im Falle, als einem von ihnen die
Befriedigung eines ans einem dinglichen Rechte beruhenden Anspruches
obliegt, den durch die Zahlungsunfähigkeit eines der Miterbcn entstehenden
Ausfall nach dem Verhältnisse ihrer Erbthcile decken.

Belangend die Gläubiger eines Erben oder Vermächtniß-
nchmers, enthält der 8 25 die dem 8822 b. G.-B. analoge Bestim¬
mung, daß solche Gläubiger auch, ehe noch die grundbüchliche Eintra¬
gung der Rechte ihres Schuldners stattfand, ein bedingtes oder unbe¬
dingtes Pfandrecht erlangen können, welches jedoch erst dann wirksam
wird, wenn die grundbüchliche Einverleibung der Rechte ihres Schuld¬
ners erfolgt, oder wenn sic, d. i. die Gläubiger, der GrnndbnchSbchorde
die vom ErbschaftSgcrichte crthcilte Beurkundung über die Rechtsnachfolge
ihres Schuldners vorlcgen.

Mit diesem Grundsätze wird die bisher geltende Anordnung des
Hosdecretes Rio. 26. Februar 1819, Nr. 1548, dcrogirt, woruach es
dem Gläubiger nicht zustand, ohne Bevollmächtigung seinen Schuldner
an die Gewähr bringen zu machen, nm sodann für seine eigene Forde¬
rung ein Pfand zu erlangen.
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Die Rechte aber, welche die Gläubiger auf solche Art vor dem
Ablaufe von drei Monaten nach dem Eintreten des Erbfalles erwerben,
haben jenen Ansprüchen gegenüber, welche gegen den Erben als solchen
erhoben werden, so zu gelten, als wären sic erst nach Ablanf dieses
Zeitraumes erworben worden.

Ganz neu und von praktischer Wichtigkeit ist die Anordnung des
ß 27, wornnch derjenige, welchem ein Erbtheil oder ein Vermächtnis;
in Folge der Eutschlaguug des Erben oder Legatars zufällt, von den
Gläubigern des sich Entschlagcndcn für die zur Zeit der Eutschlaguug
bestandenen Forderungen bis zum Betrage des rciucu Werthcs des Erb-
thcils oder Legates in Anspruch genommen werden kann, welches Recht
jedoch nur innerhalb eines Jahres nach der Eutschlaguug ausgeübt
werde» kann.

Aus dem zweiten Abschnitte werden als theilwcise oder ganz
neue Anordnungen hervorgehobcn, daß die Gemeinde, in welcher sich der
Todesfall ereignete, verpflichtet sei, binnen drei Tagen die Anzeige
vom Todesfall mittelst Ausfüllung eines im VerordnungSwege vorzu¬
schreibenden Formulars dem Gerichte zu erstatten, wofür der Gemeinde
der Bezug bestimmter Gebühren zugcsichcrt wird.

Als Erbschaftsgericht wird jenes Bezirksgericht festgestellt, in dessen
Sprengel der letzte ordentliche Wohnsitz des Erblassers war, oder falls
dies nicht ermittelt werden könnte, jenes, in dessen «Sprengel das Nachlaß-
vermögen liegt, oder wohin die Anzeige des Erbfalls zuerst gelangte. (32)

Der Ausnahme des Protokolls über die Eröffnung und Kund
machung einer letzten Willenserklärung m ü s s e n zwei Zeugen bcigczogen
werden, und können die Parteien, welche ein rechtliches Interesse daran
haben, verlangen, daß ihre allfälligen Bemerkungen hiebei berücksich¬
tigt werden.

deicht nur die Zeugen einer mündlichen letztwilligen Anordnung
sind ungesäumt cinzuveruehmcn, sondern cs können auch die Zeugen einer
schriftlichen letztwilligen Anordnung sofort vernommen werden, sobald
deren Vernehmung zur Aufklärung entstandener Zweifel zweckmäßig erscheint.

Ist der Erbe oder sein Aufenthalt unbekannt, oder wenn anzu
nehmen ist, daß dem Erbschaftsgerichte nicht alle Erbsberechtigtc bekannt
wurden, so hat das Gericht durch öffentliche Blätter die Aufforderung
an die Erben zu erlassen.

Ob ein Eurator zu bestellen sei, ist nack dem „Pflcgschaftsgesctze"
zu beurthcilcn. Nach dieser Andeutung steht somit auch eine Reform
der auf die Vormundschaften und Curntcln bezüglichen Gesetze bevor.

Wer bei dem Erbschaftsgerichte um die Ertheilung einer Beur¬
kundung ansncht, hat die zur Bcurthcilnng der behaupteten Rechtsnach¬
folge durch Erbschaft oder Vcrmüchtniß nöthigcn Nachweise beizubriugen.

Wird dieses Ansuchen vom Erben oder Vcrmächtnißnehmer selbst
gestellt, so hängt es vom richterlichen Ermessen ab, ob demselben sofort
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zu entspreche», oder ob der Ablauf aller deu bekannten und den unbe¬
kannten Erbberechtigten crtheilten Erklärungsfristen abzuwarten sei.

Der Ablauf dieser Fristen muß jedoch abgcwartet werden, wenn
das Ansuchen um Beurkundung nicht vom Erben oder Legatar, sondern
von einem Dritten gestellt wird.

Wenn die Rechtsnachfolge durch widersprechende Erklärungen
oder in Folge widersprechender Beurkundungsgesuche bestritten erscheint,
so hat das Erbschaftsgericht, wenn sich der Widerspruch nicht etwa durch
Vernehmen der Parteien beheben läßt, eine Frist zn bestimmen, binnen
welcher die Rechtsnachfolge desjenigen, dessen Anspruch das Erbschafts¬
gericht für besser begründet ausieht, vor dem zuständigen Gerichte im
ordentlichen Rechtswege anzufechten ist (A 49).

Auf das Gesuch um Erthcilung einer Beurkundung ist, wenn
dieselbe mit einer vom ErbschaftSgcrichtc bereits crtheilten Beurkundung
im Widerspruch stehen würde, nicht eher cinzugehen, bis dieser Wider¬
spruch entweder durch das Uebereinkommcn der Parteien, oder durch
den Ausgang eines Rechtsstreites behoben erscheint.

Bezüglich der Erbtheilung verordnet der dritte Abschnitt,
daß dieselbe über den Antrag eines Erben durch das Erbschaftsgericht
selbst, nöthigenfalls unter Beiziehung von Sachverständigen vorzunehmen
sei, zu welcher Verhandlung alle Interessenten mit dem Bedeuten vor-
zuladcn sind, daß für die Ausbleibenden Vertreter auf deren Kosten
bestellt würden.

Die Erbtheile sind, wenn kein anderes Einverständniß erzielt
würde, so zu bestimmen, daß das Los über die Annahme derselben ent¬
scheiden kann.

Bei vorfallendcn Streitigkeiten, welche im Rechtswege zn entscheiden
sind, sind die Streitpunkte ins klare zu stellen, und ist nach Beendigung
der Streitsache die Vertheilnng fortzusetzen.

Von dem auf solche Art zu Stande kommenden Erbthcilungs-
vergleiche sind ans Verlangen vollständige oder auszugsweise Ausferti¬
gungen an die Interessenten hinauszugeben.

Von großem praktischen Werthe erscheinen die im letzten Ab¬
schnitte anfgenommenen allgemeinen Bestimmungen.

Hiernach können bei dein Erbschaftsgerichte alle Gesuche und Erklä¬
rungen mündlich oder schriftlich, mit oder ohne Vertretung, und so weit
es die Lage der Sache zuläßt, in einem Protokolle oder Gesuche vor¬
gebracht werden.

Mehr noch, es hängt vom richterlichen Ermessen ab, ob ein münd¬
liches Ansuch? l Protokoll zu bringen, oder blos in dein über jede
Erbschaftsan ,e„heit z» führenden Tagebnche anznmerken sei.

Dll Dcrfttgungen des Erbschastsgerichtes sind den anwesenden
Parteien mündlich zu eröffneu und nur der Inhalt derselben kurz
im Tagebuche anzumerken.
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Vollinhaltlich sind mir jene Berfügnngen zn den Acten zu bringen,
welche durch das Rechtsmittel der Beschwerden anfechtbar sind.

Zu diesen Verfügungen gehören die Beschlüsse über das Eintreten
der Rechtsfolgen wegen versäumter Abgabe der Erklärung über die
Annahme oder Rückweisung der Erbschaft, die Verweisung einer Partei
auf den Rechtsweg, die Verweigerung der Erthcilnng einer Beurkundung.
Alle andern Verfügungen des ErbschaftSgcrichteS sind durch das
Rechtsmittel der Beschwerde unanfechtbar und können nur mittelst
besonderer Anzeige bei dem dem Erbschaftsgcrichtc nächst vorgesetzten
Gerichte zur Sprache gebracht werden.

Aus dieser gedrängten JnhaltSanzcigc lassen sich die Grundlinien
des neuen ErbschaftSgcsetzcs und mit ihnen auch die Vorzüge desselben
leicht erkennen.

Logisches Festhalten an den Consegnenzen der rechtlichen Natur
und Wirkung des Erbrcchtstitels, — möglichst geringes Dazwischentretcn
des Richters in der nichtstrcitigen Auseinandersetzung der Interessen der
Erbberechtigten, — freierer Spielraum für die naturgemäße Bewegung
der Parteien in der sclbsteigenen Geltendmachung und dem sclbstcigencn
Schutze ihrer Rechte, — Beseitigung aller starren Formen, unter denen
bei der Abhandlungspflcge bisher Partei und Richter gleichmäßig erdrückt
zn werden Gefahr liefen, — mit Einem Worte: prineipicllc Rückkehr
zu den einfachen Elementen einer gesunden, von den Schlacken des fiscalcn
Interesses gereinigten RechtSanschaunng; dies sind die entschiedenen
Vorzüge, welche diesen Gesetzentwurf auszeichncn uud augenfällig den
Uebergang zu jener radiealen Umgestaltung des Rechtslcbenö anbahnen,
welche, nebst andern, Professor Dr. Josef Unger in seinem auch in
dieser Versammlung besprochenen „Votum für die Aufhebung der Ver¬
lassenschafts-Abhandlung" an der Hand der Geschichte nnd der Rechts-
theorie znr Geltung zn bringen versucht hat.

Auch darin, daß in diesem Gesetze die Jngerenznahmc der Notare
als „GerichtScommissäre" znr „Vorbereitung der Abhandlnngsschritte"
gänzlich eliminirt wurde, wird das Publienm, welches vollen Grund hat,
neben der guten auch keine künstlich vcrthencrte Jnstizpflege zu wünschen,
sicherlich keine Schattenseite des Gesetzes erblicken.

lieber so vielen inncrn Vorzügen lassen sich stylistische Acnde-
rnngcn, die hin und wieder znr größcrn Prttcision beitragen könnten,
wie z. B. des vagen und mehrdeutigen Ausdruckes „übertragbare Rechte
und Verbindlichkeiten" im ß I, — des Fürwortes „ihn," welches nicht
erkennen läßt, ob damit der Erblasser oder der Testat' "^Vollstrecker
gemeint sei, im — der nicht sprachrichtig gereihten E "'gswortc
des Z 12 n. s. f., vorläufig noch leicht verschmerzen.

Wesentlicher scheint mir die Lücke zn sein, daß das neue Gesetz
darüber keine Bestimmung enthält, ob und inwieferne die beschränkte



58 Costa, Civilrechtsfall.

Erbsannahme eines Miterbcn auch den Rechtsbeziehungen der unbeschränkt
erklärten Miterben zu Gute komme, so wie es mir insbcsondcrs mit
Rücksicht auf den Titel dcS Gesetzes wünschenswert!; erschienen ist, daß
eine ausdrückliche Bestimmung darüber ausgenommen worden wäre, daß
die übrigen Anordnungen des b.G.-B. im Gegenstände des Erbrechtes,
insoweit selbe durch vorstehendes Gesetz nicht abgcändert worden sind,
in Geltung zu verbleiben haben; eine Bestimmung, die ich aus der
Entgegenhaltung beider dieser Gesetze nicht für so ganz selbstverständlich
halte, wie man dies auf den ersten Anblick anzunehmen geneigt wäre.

Laibach, 6. Jänner 1867.

si8f Ciinlrechtsfnll.
Boni Herrn Bürgermeister Ur. I>. II. <

-st klagte den Ist als bedingt erklärten Universalerben des 0, bei
dein k. k. LandcSgcrichtc in U auf Bezahlung der ihr nach den Ehcpacten
gebührenden Widerlage per 20.000 fl. o. v. o.

Hierüber wurde bei denn k. k. städt. - beleg. Bezirksgerichte U als
prorogirtcn Gerichtsstände nachstehender Vergleich geschlossen:

L als zum O'schcn Verlasse bedingt erklärter Universalerbe er¬
kennt an, daß dieser Verlaß der Fran die mit der Klage vom Be¬
scheide des k. k. LandeSgerichteS U ckcko. 16. Angust 1863, Z. 1242,
cingeklagte Forderung der Widerlagc pr. 20.000 fl. ö. W-, lese "zwanzig-
tansend Gulden vsterr. Währ., aus den im Originale vorgewicsenen,
mit dem Stempel per 56 fl. 25 kr. versehenen, auf den beiden
zu gelegenen Häusern intabnlirten Ehepactcn ckcko. 10. November 1862
schuldig sei, und verpflichtet sich, diese Forderung sammt ckpcrcent.
Verzugszinsen seit 25. August 1865 aus dem Verlasse binnen Monats¬
frist bei sonstiger Exccntion der Frau F zu bezahlen.

Der Machthaber der Frau Klägerin nimmt diese Schuldaner-
kennnng und Zahlungsverpflichtung des L als bekannt an, fällt von der
Klage cks prno8. 11. August 1865, Z. 4242, hicmit ausdrücklich ab, und
verpflichtet sich, falls die versprochene Zahlung binnen Monatsfrist nicht
geleistet werden sollte, zunächst die Execution auf die vcrhypotheeirtcn
beiden Häuser durchzuführcn und nur im Falle deren Unzulänglichkeit
auf die weiteren Verlaßobjccte im Executionöwegc zu greifen.

Die bisherigen Klags- und Vergleichskosten werden gegenseitig auf¬
gehoben.

Nach Vcrfluß der bestimmten Frist überreichte F das Gesuch nur
cxecutive Jntabulation des Vergleiches auf die bezeichneten Realitäten,
welches vom k. k. städt.-dcleg. Bezirksgerichte aufrecht erlediget und nm
dessen Vollzug das Landesgericht als Tabularinstanz ersucht wurde.
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Dieses aber hat mit Zuschrift vom 7. April 1866, Z. 2202, eröffnet,
daß dasselbe die Durchführung der oben bewilligten Execution dem
Grundbnche nicht zuwcisen könne:

1. Weil die Abhandlung des O'schcn Verlasses noch anhängig ist,
dessen Einantwortung noch nicht erfolgte, cS sich hier um die bei diesem
LandeSgerichtc begonnene Einklagung einer Verlassenschaftsschnld handelt,
nnd Klagen dieser Art nach K 67 des kais. Patentes vom 20. November
1852, Nr. 251, bei demjenigen Gerichte angebracht und hiernach auch
verhandelt werden müssen, bei welchem die Erbschaftsverhandlnng an¬
hängig ist, nach dem Schlußsätze dieses Paragraphs in Verbindung mit
dem K 47 aber vor der Einantwortung des Verlasses die Verhandlung
eines solchen Klagcgcgcnstandes vor anderen Gerichten mit den gesetz¬
lichen RcchtSwirkungen nicht stnttfindcn kann.

2. Der Vergleich ciäo. 25. Jänner 1866 enthält aber anck Be¬
stimmungen, welche dein ausdrücklichen Willen des Erblassers und dem
Interesse des landesgerichtlichen Pupillen II widerstreben, indem der Erb¬
lasser die beiden Häuser dem I) lcgirtc, welcher bei dem ohnehin nicht
ratificirten Vergleichsabschlusse gar nicht vertreten war.

Auch ist cS uncntscheidcnd, daß der Ehcvertrag auf die beiden be¬
sagten Häuser bereits intabnlirt ist, da eö sich hier nicht nm Geltend¬
machung der früheren Hypothekarrcchte, sondern nm die Erfüllung eines
neuen Zahlungsvcrsprcchcns nnd eines zwischen dritten Personen paetirten
Vergleiches handelt.

Hiergegen wurde nachstehender Recurs an das OberlandeSgericht
überreicht:

„Bevor ich mich in eine nähere Erörterung der mir mit dem obigen
Bescheide intimirten Gründe des hiesigen h. k. k. VandesgcrichteS cinlassc,
mit welchem die Vcrweigcrnng des Vollzuges der mit dem Bescheide
vom 29. März 1866, Z. 6081, bewilligten exccutivcn Jntabulation
motivirt werden soll, will ich nur im allgemeinen bemerken, daß sich
dieselben nicht auf sogenannte Tabnlaranstände oder Tabularbcdcnken
beziehen, daß mithin auch von dem k. k. Landesgcrichtc anerkannt wird,
daß die in meinem exccutiven Jntabnlalionsgcsuche angeführten thatsäch
lichcn Verhältnisse mit dein Stande des öffentlichen Buches übcrcin-
stimmen.

„Nachdem aber das h. k. k. ^andeögericht in dein vorliegenden Falle
nicht als CognitionS- sondern nur als Tabulargericht cinschrcitct, so
war dasselbe zur Erhebung von anderen Anständen, rcspectivc zur Ver¬
weigerung des Vollzuges der bereits bewilligten cxeeutiven Jntabulation
aus anderen als den aus dem Stande des öffentlichen Buches sich er¬
gebenden Bedenken nicht berechtiget, und selbst in dein hier nicht vor¬
liegenden Falle nicht berufen, wenn von Seite des Cognitionsrichters
eine Nullität begangen worden wäre, da eö sich im letzteren Falle den



60 Costa, Civitrechtsfatt.

Wirkungskreis der h. k. k. Obergerichte anmaßcn, sonst aber sich in eine
ihm nicht zustehendc neuerliche Cognition einer bereits erfolgten Ent¬
scheidung cinlassen würde.

„Es ergibt sieb daher schon aus diesen allgemeinen Bemerkungen,
daß selbst daun, wenn die von dein h. k. k. LandcSgcrichtc erhobenen,
durchaus außer dein Stande des öffentlichen Buches gelegenen Bedenken
für richtig befunden würden, solche nicht geeignet sind, um den Vollzug
der bewilligten Execution namentlich von Amtsweg en zu verweigern,
nnd ich habe nicht auf die Conseguenzen hinznwciscn, welche sich in dem
Falle ergeben würden, wenn dem Tabularrichtcr das Recht eingcräumt
werden würde, sich in eine Prüfung der vom EognitionSgcrichtc ge¬
fällten Entscheidung cinzulassen und, wie vorliegend, einen rechtskräftigen
Vergleich oder ein derlei Urtheil ohne weiters, wenn auch nicht formell
zn annulliren, doch wirkungslos zu erklären.

„Es dürfte in der Praxis der österreichischen Gerichte wohl einzig
dastehen, daß ein zwischen den Streittheilen rcchtsförmlich abgeschlossener
Vergleich von einem Gerichte v o n A m tsw c g e n als null und nichtig
erklärt worden wäre, wie dies das h. k. k. Landesgericht vorliegenden
Falts that, ein Vorgang, welcher gegen den K l der a. G--O. geradezu
verschlägt.

„Rach dieser Erörterung, welche schon für sich allein meine Be¬
schwerde vollkommen rechtfertiget, will ich die Gründe des h. k. k. LandeS-
gerichtes einer näheren Besprechung unterziehen, und ich hoffe nachzu¬
weisen, daß auch in dein nnzugcgebenen Falle, als dem Tabularrichtcr,
welcher nicht zugleich als CognitionSrichtcr einschreitct, selbst ein über
die oben erörterte AmtSthätigkcit hinauSrcichcndcr, sich auf die Entschei¬
dung selbst beziehender Wirkungskreis eingcräumt werden würde, diese
vom h. k. k. LandeSgerichtc vorgebrachten Motive durchaus nicht geeignet
sind, den recnrirtcn Bescheid zu rechtfertigen.

„^.ä I. Das h. k. k. Landesgericht bestreitet mit Berufung auf die
KZ 67 und 47 der Jnrisdictionsnorm die Competenz des k. k. städt.-delcg.
Bezirksgerichtes zum Abschlüsse des dem execntiven JntabnlationSgcsuche
zu Grunde liegenden Vergleiches.

„Selbst wenn diese Anschauung des h. k. k. Landesgerichtcs als richtig
angenommen werden möchte, so könnte darin noch kein Grund gefunden
werden, v o n A intSw e g c n die vermeintliche Jncompetenz wahr-
znnehmcn, da nach K 48 der Jurisdictionsnorm auch eine von einem
unzuständigen Richter cingcleitetc Verhandlung bei diesem fortzusetzen
ist, sobald eine stillschweigende Prorogation durch Unterlassung der recht¬
zeitigen Erhebung der oxcaptio tori äcwlirmtoria oder invompotontis
snäiow eintritt, und es ist die Grenze, welche der obigen Bestimmung
gesetzt wurde, nur durch die in der zweiten Alinea des K 48 als Ausnahme,
welche strenge zn interpretiren sind, hingestellten Fülle bezeichnet, von
welchen jedoch vorliegend keiner eintritt.
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„Wenn nun selbst bei offen vorliegender Inkompetenz die Wahr¬
nehmung derselben von Amtswegen im gegenwärtigen Falle nicht gerecht¬
fertigt wäre, so erscheint die Motivirung des h. k. k. LandeögerichteS
um so ungegründcter, als eine derartige Unzuständigkeit geradezu nicht
vorliegt.

„Die dein angefochtenen Vergleiche zu Gründe liegende Klage wurde
ordnungsmäßig nach Vorschrift des 8 37 der Jnriödictionsnorm beim
h. k. k. Landesgerichte als Abhandlungsinstanz nach 0 überreicht, während
der Vergleich darüber nach dem im Z 47 ibül. cingeräumten Befugnisse
beim löbl. k. k. städt.-dclcg. Bezirksgerichte als freiwillig prorogirten Ge
richtsstande rechtsgültig abgeschlossen wurde. Nach ß 47 kann die frei¬
willige Unterwerfung einem sonst unzuständigen Gerichte von Seite der
Parteien in allen Angelegenheiten stattsindcn, welche nicht zu den in
diesem Paragraph auSgenommcnen gehören, wozu nur auöschließend einem
Causalgerichtsstande zugewicsene, dann gemeine Rechtöangelegcnheiten nnd
solche Rechtssachen, welche vor ein Bezirksgericht gehören, gezahlt werden,
insoserne für erstere ein Gericht anderer Art, für die zweiten ein Cansal-
gericht und für die letzteren ein Gerichtshof erster Instanz bedungen
werden sollte.

„ES bedarf wohl kaum einer nähern Erörterung, daß der vorliegende
Rechtsstreit zu keiner der erwähnten Rechtssachen gehört, da der be¬
sondere Gerichtsstand für Klagen in BerlasseuschaftSauge
legenheiten nach der klaren Bestimmung und Eintheiluug der Juris
dictionSnorm nur einen besonderen persönlichen Gerichtsstand bildet
und als Can sa l g eri chtö stau d, wie dies von Seite des hohen
k. k. Landesgerichtes angenommen zu werden scheint, offenbar nicht au
gesehen werden kann. (Siche zweites Hauptstück der Jurisdictiousuorui I,
l, 13, K 14 lit. 6 und 8 31).

„Bei diesen klaren gesetzlichen Bestimmungen ist cö daher wahrlich
nicht begreiflich, wie das h. k. k. Landesgericht den rechtSwirksamc» Ab¬
schluß des vorliegenden Vergleiches wegen angeblicher Inkompetenz be¬
streiten kann.

»M II. Es ist ganz nnentscheidend und gar nicht maßgebend, ob
der zwischen mir und dein einzigen Erben des 6 abgeschlossene Vergleich
mit dem Willen des Erblassers übcreinstimmt, oder demselben wider¬
streitet; es ist zur RechtSgiltigkcit des Vergleiches genügend, daß der
Erbe, welcher nach 8 547 b. G.-B. den Erblasser in Rücksicht ans die
Erbschaft vorstellt und in Beziehung auf jeden Dritten für Eine Person
mit dem Erblasser gehalten wird, seine Einwilligung in den erwähnten
Vergleich abgegeben hat und diese von mir angenommen wurde, daher
sich die Frage über die RechtSgiltigkcit des erwähnten Vergleiches nur
ans die Vorfrage beschränken kann, ob der CompaciSccnt L Erbe des 0
sei oder nicht? und da dies auch von Seite des h. k. k. Landesgerichtes
anerkannt werden muß, so kann darüber wohl kein Zweifel obwalten.
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„Ist aber, wie gezeigt wurde, der Vergleich rechtsgültig und für
die Verlassenschaft bindend abgeschlossen worden, so bin ich berechtiget,
eine mir nach dem Vergleiche gebührende Vcrlaßfvrdcrung aus der Ver-
lasscnschaft, mithin auch ans jedem einzelnen in den Verlaß gehörigen
Objecte durch Executionsführung auf denselben zu realisircn, in gleicher
Art, als dies jeder andere Gläubiger des Erblassers und rücksichtlich
des Verlasserö zu thun berechtiget ist.

„Das Vcrhältniß, in welchem der Legatar v zum Verlasse steht,
berührt mich nicht; ich bin weder zur Berücksichtigung seiner Ansprüche
noch zur Vertretung seiner Rechte verpflichtet und rücksichtlich berufen.

„Auch kann das h. k. k. Lnndeögcricht die ihm als Obervormund-
schaftSbchvrde über den minderjährigen I) obliegende Oberaufsicht nicht
so weit ausdehnen, daß eS mich deshalb, weil allenfalls das Interesse
dieses Pupillen gefährdet wäre, hindern würde, mein Recht durchzusctzcn.
Hochdassclbc mag in diesem Falle die dem Legatar nach ß 812 b. G.-B.
znstchcndcn Rechte zur Anwendung bringen, allein ich kann in der Reali -
sirung meines Anspruches nicht beirrt werden.

„Jnsolange als sich der Erblasser 0 an der Gewähr der dem I)
legirten Häuser befindet, bin ich berechtiget, meine an den Verlaß zu
stellenden, durch den mit dem einzigen Repräsentanten des Verlasses
abgeschlossenen, nachgewiesenermaßen rcchtSgiltigcn Vergleich liquidirtcn
Ansprüche durch Exccntion der gedachten Hauser zu realisircn.

„Es können aber dadurch die Rechte des Legatars auch gar nicht
gefährdet werden, denn entweder reicht der weitere O'sche Verlaß zur
Befriedigung meiner Forderung aus, oder nicht. Ist ersteres der Fall,
so wird der Vertreter des minderjährigen Legatars eben in dem oben
citirten Z 812 des b. G.-B. den Weg finden, seine Ansprüche zn sichern.

„Ist aber dies nicht der Fall, so müßte sich derselbe ohnedem ge¬
fallen lassen, daß znr Nealisirung der Verlaßfordernng auch sein Legat
angegriffen werden würde.

„Nach dieser Darstellung war daher beim Abschlüsse des erwähnten
Vergleiches weder die Jntcrvenirung des I), respcctivc dessen Vertreters,
noch eine Ratification des Vergleiches erforderlich.

„Meine Forderung basirt sich auf die Ehepactc vom l 9. November
1862, welche für die mit dem Vergleiche liqnidirtc Widerlage per 20.000 st.
auf den in Exccution gezogenen Realitäten sichcrgcstcllt sind.

„Es handelt sich daher vorliegend nicht um die Nealisirung einer
neuen, sondern bloS um die Einbringung einer bereits durch den Erb¬
lasser contrahirtcn, durchaus richtigen und nun durch den Repräsentanten
des Erblassers, dessen einzigen Erben, liquidirten, an den Verlaß zu stellen¬
den Forderung, welche ich selbst, ohne die Erbserklärung des Erben ab
zuwarten, gegen einen, dem Verlasse aufzustellcndcn Curator hätte gel¬
tend machen können, welchem bei voller Richtigkeit der Ansprüche wohl
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auch nichts anderes als der Abschluß eines Vergleiches offen gestanden
wäre, falls er dem Verlasse nicht nnnöthige Proceßkosten hätte aufladen
wollen.

„Es wäre wirklich interessant zu wissen, wie das hohe k. k. Landes-
gcricht den vorliegenden Vergleich, falls ihn die Parteien vor Hochdcm-
selben abgeschlossen Hütten, zu verhindern im Stande gewesen untre?

„Ich habe demnach dargethan,' daß die Verweigerung des Vollzuges
der in Frage stehenden Execntion ganz ungegrnndct ist, und ich stelle
daher die Bitte:

„Das hohe k. k. Oberlandeögericht geruhe diesen Bescheid abzu-
ündern und den Vollzug der gedachten Execntion aufzutragen."

Das k. k. ObcrlandcSgericht hat jedoch mit Erlasse «Rio. 25. Inti
1866, Z. 7393, in Erwägung, daß den Vergleich vom 25. Jänner 1866,
Z. 1547, L abschloß, die Realitäten, ans welche execntivc intalmlirt
werden soll, aus Namen desselben nicht umschrieben sind, sondern zur
Zeit des überreichten cxccutivcn Jntabulations - Gesuches 0 und nun 1)
vcrgewührt erscheinen, der Vollzug der vom städt. - deleg. Bezirksgerichte
U bewilligten cxecntiven Jntabulation von der Grundtafel - Behörde
wegen dieses aus dem öffentlichen Buche vorhergehenden Hindernisses mit
vollem Grunde verweigert wnrdc, — dem Recursc keine Folge zu geben
befunden.

Durch die Differenz der Anschauungen der ersten und zweiten
Instanz fand sich F veranlaßt, den außerordentlichen Rcvisions-Rccurs
zu ergreifen und selben, wie folgt, zu begründen:

„Mit dem Gesuche habe ich um die cxecutive Jntabnlatiou des
Vergleiches auf die zum 0'schcn Verlasse gehörigen Häuser Nr. 279
und 280 zur Einbringung meiner Widcrlage pr. 20.000 fl., welche auf
diesen Hypotheken laut Ehcvcrtrages schon ehevor intalmlirt war, gebeten.

„Abweichend von der Anschauung und Begründung des ersten Richters
motivirte das hohe k. k. Obcrlaudesgcricht die Abweisung meines Gesuches
damit, daß den Vergleich U abschloß, der auf den Häusern Nr. 279
und 280 nicht vcrgewührt ist, indem diese vielmehr auf deu Namen
des 6 und nun v grundbüchlich eingetragen erscheinen.

„Laut Posscssionsextractes wnrdc v am 22. Mai umgeschricben,
während ich daö Executionsgesuch bereits am 29. März d. I. überreichte
und selbes am 10. April bereits abgcwicsen war. Die Umschreibung der
in Frage stehenden Realitäten an I) steht daher der aufrechten Erlcdi
gnng des bereits früher überreichten ExccutionS - Gesuches gewiß nicht
im Wege, da sich auch die höher» Richter bei Erledigung solcher im
Recurswcge an sie gelangender Acte auf den Standpunkt des Prüfen-
tatmns des Gesuches, d. i. den 29. März d. I., zu stellen haben, an
welchem Tage v noch keineswegs grundbüchlich ausgcwiesencr Eigenthümer
der in Execntion gezogenen Realitäten war.
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„Was aber den 6 betrifft, so ist derselbe laut Bestätigung mit
Tode abgegangcn, und es ist U einziger bedingt erklärter Universalerbe
desselben und der Berlaß ihm noch nicht cingeantwortet.

„Nach 8 547 b. G.-B. stellt der Erbe, sobald er die Erbschaft
angenommen (d. h. angetrcten) hat, in Rücksicht auf dieselbe den Erb¬
lasser vor, und cS werden beide in Beziehung ans einen Dritten für
eine Person gehalten.

„Das hohe OberlandcSgericht geht von einer ganz actenwidrigen
Voraussetzung aus, indem U den Vergleich nicht im eigenen Namen,
sondern als Universalerbe des 6 abschloß. Zn solchem Vergleichsabschlnssc
war er aber nach 8 547 und 810 b. G. -B. gewiß berechtigt, so wie
ich nach 8 81 l b. G.-B. nicht verpflichtet bin, wegen Einbringung meiner
Forderung gegen den O'schen Verlaß bis zur Einantwortung und Um¬
schreibung der Realitäten ans den Namen des L zu warten.

„Würde in Fortsetzung der Klage das Urtheil gegen U als O'schen
Universalerben erwirkt worden sein, so würde wohl kein Mensch zweifeln,
daß dieses Urtheil auf den Verlaßhänscrn cxecutive intabnlirt werden kann.

„Nachdem nun ein cxecutorischer Vergleich einem Urthcile ganz gleich
steht, so ist der Nichtvollzug der gebetenen Execntion rein unbegreiflich
und ganz gesetzwidrig. Würde die Ansicht des hohen Obcrgcrichtes die
richtige sein, so könnte auch gegen einen Verlaß-Curator die Execntion
auf die Vcrlaßrealitätcn nicht erwirkt werden, da er nicht an deren Gewähr
steht, was offenbar dem 8 811 des b. G.-B. widerstreitet. Nach Analogie
dieser hohen oberlandeSgcrichtlichcn Anschauung könnte auch ein Bevoll¬
mächtigter nie einen rechtswirksamen Vergleich abschließen, da der Erbe
nach § 547 b. G.-B. nur der Machthaber und Stellvertreter des Erb¬
lassers ist.

„Gestützt ans die 8 547, 8lO und 811 b. G. -B., welchen die
recurirte hohe oberlandesgerichtliche Verordnung widerstreitet, gestützt
auf den Wortlaut des Vergleichs, bitte ich:

„Der hohe k. k. Oberste Gerichtshof geruhe uuter Aufhebung der
hohen obcrlandcsgerichtlichen Verordnung ckäo. 25. Juli l. I., Z. 7393,
dem löblichen k. k. Landesgcrichtc aufzutragen, die vom löbl. k. k. städt.-
deleg. Bezirksgerichte mit Bescheide vom 29. März 1866, Z. 6081, be¬
willigte executive Jntabnlation des gerichtlichen Vergleichs clcko. 25. Jänner
1866, Z. 1547, zu vollziehen."

Diesem Recurse hat der Oberste Gerichtshof laut hohen Erlasses
cläo. 23. October 1866, Z. 9505, keine Folge zu geben befunden,
„weil in den angefochtenen Erledigungen eine offen¬
bare Ungerechtigkeit oder Gesetzwidrigkeit nicht wahr-
zunehmcn ist."
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Nachrichten, die Gesellschaft betreffend.
si9s Erwerbungen für die Bibliothek.

(Siehe Band NI, p.iA. 5.)

1327. 7. Jahresbericht der juristischen Gesellschaft in Berlin pro
1865/66. Berlin. 8. (Von der genannten G e s e ll s ch a f t.)

1328—1329. Xnnal rsport ok tlis doarci ob rs^snts ob tiis
8mitli8onian In8titutiou kor tiis ^sar 1863, 1864. Washington 1864,
1865. 8. 2 Bde. (Bon der löbl. 8luitli8onian In8titutiou in Washington.)

1330—1339. Llonuwsnta IIuiiAarias Iu8tori<N. AgMar tör-
tsnslini sralsiesle. VLo 087tüI^: Oieinanxtarale. (I)iplowataria.) V«8t
1857—1862, 1864. 8. I.—X. Lotst. (Von der löbl. Na^ar tuäo-
mun^08 aieaäowia in Pest.)

1340—1350. Llonuwsvtg, Lun^arias IÜ8torisa. NaZxar tör-
tenolnai smlslesie. Nahodile 08rtaI^: Iroie. (8sriptors8.) Ls8t 1857—
1863. 8. 1.—VII., IX-, XI., XII., XV. Lotst. (Von derselbe n.)

1351—1362. LIuMar törtsnsimi Var. Vs8tsn 1855, 1857—
1863. 8. I.—XII. Lotst. (Von derselben.)

1363—1364. VoroV-NaUar-Lori törtsuslmi smIsIrsV. UL'!
c>87.tul^: OieiuüuzVar. ?S8t 1863. 8. I., II. Lotst. (Von derselben.)

1365—1368. NnMr airaäsmiai l/lrt68itö. ?S8t 1860, 1861,
1862. 8. I.-IV. Lotst. (Bon derselbe n.)

1369. NuMur Vsvslss Var. ?68tsn 1861. 8. I. Lötet. (Von
derselbe n.)

1370—1371. X inaMar tudoman^os aicadsmia ssMxökönivsi.
1863,1864. I'o8t. 8. I., II. Lotst. (Von derselben.)

1372—1373. VörvsnxtncloManzn paliamnnleaie. Iludan. 1841,
1844. 8. I., II. Lotst. (Von derselben.)

1374—1376. Vliilo8opbiai xälxamunkaic. IZncian 1835, 1844,
1845. 8. I.—III. Lotst. (Von derselben.)

1377—1378. Vortsusttndoinan)'! xalxamnuieaie. Ludan 1841,
1842. 8. I., II, Lotst. (Von derselben.)

1379. I)r. Llossi Llikal^. LImsIVsds86l< a pIÜZioIoZia ss p8)'-
sIioloAia Lörvbsu különös tsieintsttsl, ä Vol^ari W Lricöi68i Lsvs-
Is8rs. Ilndan 1839. 8. (Von derselbe n.)

1380. 8xa1ai Istvau. Vapa8xtalati Vsisletau. Pest 1858. 8.
(Von derselben.)

1381. Li88 Larolv. ilnnvadi 3riuo8. Pest 1857. 8. (Von
derselben.)

1382. Lnauz Lamlor. X2 Or87Lg-O8 Vauäs8 S8 OrsräM'ü,
Is8sic Vörtsnsts 1445—1452. Pest 1859. 8. (Von derselben.)

1383. Va88 -löWsk. Iia'/oi 68 LüLöbli LIcoIL/.ä«. Pest 1862. 8.
(Von derselben.)

o
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1384. LruWui 8nwnol. Rodiku Rolsktuui ulupon Rofts^tztvo.
Pest 1858. 8. (Von derselbe n.)

1385—1387. NaZ^ur Vnäom. ^kncloiniui Jlmnunok. 1863,
1864, 1865. ?68t6n. 8. (Von derselben.)

1388. Haan Ludw., Freih. Studien über Landtafelwesen. Wien
1866. 8. (Durch Ankauf.)

1389. Rolu^ions nlln cliotn proviuoiulo äolln Rrincip68ou
O'ontou cii Oorixin s 6ruäi80Ä 8u1Iu Aostiono äollu Aiuntn proviuoinlo
ckullg, cliin8n ckolln IV. 8o88iono u tntto 15. Hovawd. 1866. 6oririu
1866. 4. (Vom hochlöbl. L a n d e s n n S s chu s s c in Görz.)

1390. Jnnuul Report ok tdo bourä ok Ro§out8 ot'tdo 8mitü-
8oniun In8titntion lor tüo xsur 1861. Washington 1862. 8. (Bon
der lobt. 8mitlt8omun InÄitntion in Washington.)

1391. Württembergische Jahrbücher sür Statistik und Landes¬
kunde. Stuttgart 1866. 8. Jahrgang 1864. (Vom löbl. königl. stati¬
stischen topographischen Bureau in Stuttgart.)

1392. FreSken-ChcluS des Schlosses Rnnkelstein bei Botzen. Ge¬
zeichnet und lithographirt von Ignaz SecloS, erklärt von Dr. Ignaz
Vincenz Zingcrle. Hcransgegcben vom Ferdinandeum in Innsbruck.
Fol. (Vom löbl. Ferdinandeum in Innsbruck.)

1393. Erfahrungen im berg - und hüttenmännischen Maschinen-,
Bau- und Aufbereitungswesen. Zusammengestcllt von P. Ritter v. Rit-
tinger. Jahrgang 1865. Mit einem Atlas von 15 lithographirten Tafeln.
Wien 1866. 4. (Von der löbl. Redaktion der „Ocsterr. Zeitschrift
für Berg- und Hüttenwesen" in Wien.)

1394. Handausgabe der Gesetze und Verordnungen für Kram.
V uanlof odliki nu svitlo cknni -mkoni ?.u Rrnnj8ko. 1. Bändchen.
Gemeindegesctz vom 17. Februar 1866. Odöiiwki Lnkon o<I 17. loitruurfu
1866. Iota. Laibach 1866. 8. (Vom Herrn Anton Klein, Geschäfts¬
führer der Eger'schen Buchdruckerei in Laibach.)

1395. 12. Jahresbericht des germanischen Nationalmuseums zu
Nürnberg. 1866. 4. (Vom löbl. germanischen Museum in
Nürnberg.)

1396. Mirthschasts-Kaleuder für 1867. HcrauSgcgebeu von der
k. k. LandwirthschastSgcsellschaft in Kram. Laibach. 4. (Von der löbl.
L a n d wi r t h s ch a f t s g e s c l l s ch a f t in Laibach.)

Bibliothek
des k. k. Regierungsrathcs und Universitäts-Professors

Dr. Johann.Nopatsch.
1397. Abriß des katholischen Kirchenrechtcs für Geistliche und

Studirende. Von einem Schüler des Herrn v. Möhler. Stuttgart
1853. 8.
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1398. Ahrens H., Dr. Juristische Enchklopädie, oder organische
Darstellung der Rechts- und Staatswisscn schäften. Wien 1855. 8.

1399. Amtsunterricht für die ausübenden Aemter über die Voll-
zichnng der Zoll- und Staatsmonopols-Ordnung. Wien 1836. 8.

1400. Register zu dein Amtsunterrichte für die ausübenden Aemter
über die Vollziehung der Zoll- und Staatsmonopols-Ordnung. Wien
1838. 8.

1401. Amtsunterricht für die zur Anwendung des Strafgesetzes
über Gefällsübcrtrctungen bestimmten Behörden nnd Aemter. Wien
1835. 8.

1402. Archiv der KirchcnrechtSwissenschaft. Herausgegeben von
Dr. Karl Eduard Weiß. Offenbach a. M. 1832. 8. 3. Bd.

1403—1411. Archiv für civilistische Praxis. Heidelberg 1820—
1826. 8. 1.—9. Band. — 1.—4. Band, hcransgegebcn von Dr. I.
C. GenSler, Dr. C. I. A. Mittcrmaier, Dr. E. W. Schweitzer. —
5.—9. Band herausgcgcben von Dr. E. v. Löhr, Dr. E. I. A. Mitter-
maicr, Dr. A. Thibaut. — 1. und 2. Band, zweite Auflage. 3. Band,
neue Auflage.

1412—1414. Statistischer Ausweis der Grazer Handels- und
Gewerbekammer für 1854, 1856, 1857. Graz. 8. 3 Bände.

1415—1416. Barth-Barthcnhaim Jvh. Ludw. Ehrenreich, Graf.
Das politische Vcrhältniß der verschiedenen Gattungen von Obrigkeiten
zum Bauernstände im Erzherzogthnmc Oesterreich unter der Enns.
Wien 1818. 8. 1. und 2. Theil.

1417. -Register über den Inhalt der zwei Theile des poli¬
tischen Verhältnisses der Origkeiten zum Bauernstände im Erzherzog
thume Oesterreich unter der Enns. Wien 1818. 8.

1418. --Oesterreichs geistliche Angelegenheiten in ihren poli¬
tisch-administrativen Beziehungen. Wien 1844. 8.

1419. Bauer Anton, Dr. Lehrbuch des Naturrechts. 3. Auflage.
Göttingen 1825. 8.

1420—1423. LvAvr Kussstius. Oorpns snris civilis rvoonciimtum
in tros pnrtvs clistristutuin. li'rnnoolurti si lupsinv 1767, 1768. 4.
4 Bünde.

1424. Beidtel Ignaz, Dr. Das canonische Recht betrachtet aus
dem Standpunkte des Staatsrechts, der Politik, des allgemeinen Gesell-
schaftsrechtcs und der seit dem Jahre 1848 entstandenen Staatsverhält¬
nisse. Regensburg 1849. 8.

1425—1426. Bericht der Grazer Handels- und Gewerbekammcr
über den Zustand der Landescultur, der Industrie, der Gewerbsverhält¬
nisse und des Verkehrs für 1852 und 1853. Graz. 8. 2 Bünde.

1427—1428. Bericht der Grazer Handels- und Gewerbekammcr
über den Instand der Industrie, des Handels und der Gewerbe in den
Jahren 1857—1859, 1860—1862. Graz 1860, 1863. 8.

5*
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1429—1430. Archiv für civilistische Praxis. Heidelberg 1827,
1828. 8. 10. Band I., 3. Heft; 1!. Band I., 2. Heft.

1431. Bericht über die 7. Generalversammlung des Vereins znr
geognostisch-rnontanistischen Durchforschung des Landes Tirol und Vorarl¬
berg. Innsbruck 1845. 8.

1432. Bidermann H. I., Dr. Die ungarischen Nnthcncn. Inns¬
bruck 1862. 8. I.THeil.

1433. Birnbaum I. M. F., Dr. Die rechtliche Natur der Zehenten
aus den Grnndeigenthmnsvcrhültnissen des römischen und fränkischen
Reiches historisch entwickelt. Bonn 1831. 8.

1434. Blaschke Joh., Dr. Das österreichische Wechselrecht. 2. Auf¬
lage. Graz 1856. 8.

1435. — -— Das österreichische Wcchselrccht. 4. Auflage. Wien
1861. 8.

1436. -Die österreichische JurisdictiouSnorm in bürger¬
lichen Rechtssachen vom 18. Juni 1850. Graz 1850. 8.

1437. -Darstellung des österreichischen Wechselrechts. 2. Auf¬
lage. Wien 1863. 8.

1438. Brendel Sebold, Dr. Handbuch des katholischen und prote¬
stantischen Kirchenrcchtes. 2. Auflage. Bamberg 1827. 8.

1439—1440. Rrgrwnoor^ Institutionuw fnris ooelosiu-
stiai. Uvstini 1817, 1818. 8. 2 Bde.

1441. Burchardi Georg Christ., Dr. Lehrbuch des römischen Rechtes.
Stuttgart 1841. 8. 1. Theil.

1442. -— Lehrbuch des römischen Rechtes. 2. Ausgabe. Stutt¬
gart 1854. 8. 1. Theil.

1443. -Das System und die innere Geschichte des römischen
Privatrechtes. Stuttgart 1847. 8. 4. Abthcilnng.

1444. Oulvinns alias Xulll 3ounn68. Iwxiaon fnriclienin. biclitio
postrema. Ooloniaa ^llodrog'nrn 1612. 4.

1445—1446. OarUwZöna Uartliol. Unoliiriclion fnris ntrinsgnv.
8. I. 1715. 12. kars I. II.

1447. Chymani F. Erläuterung des longobardischen, deutschen und
österreichischen Lehenrechtes. 2. Auflage. Wien 1817. 8.

1448. Provisorische Civil - Proceßordnung für Ungarn, Crvatien,
Slavonien, die serbische Woiwodschaft und das Temeser Banat. Wien
1852. 8.

1449—1451. Oocliav oivile nnivorsals Vustriaeo. Vionna 1814.
8. kartv I.-III.

1452. Oorpus jnris aanonici. OrvAorii XIII. l'onl. max. jussu
eäUurn. Untzxluni 1591. 4.

1453. Oorrinns -Ioan. JrnolU. ,lns oanonivnm. Uclitio novis-
sima. kraswiUitnr spistola Antonii XllaZvr. ^NAustas Vinci, ot
Uipsias 1766. 8.
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1454. Czörnig Karl, Freiherr. Das österreichische Budget für 1862.
Wien 1862. 8. 4. Heft.

1455. — — Statistisches Handbüchlcin für die üstcrr. Monarchie.
4. Auflage. Wien 1861. 8. 1. Jahrgang.

1456. voorotulos I>. Oro^orii Uupuo IX. Im^duni 159 l. 4.
1457. DoIIinor 'IIiomus. Uissortutionos da furo porsonurnnr

eoolssiAstiesriuu. I-aUnituto äonavttLlivkaelZurrtiiiod. Vionuuo 1824.8.
1458. Doliiucr Thomas, Dr. Handbuch des in Oesterreich gelten¬

den EhcrcchtcS. Wien und Triest 1818. 8. 2. Bd.
1459. -Von Errichtung und Umänderung der Vcueficicn,

wie auch von der Errichtung der Civil- und Militär-Seelsorge in den
öftere. Ländern. Wien 1822. 8.

1460. Eberl I. W., Dr. Grundzngc des gcmeingiltigcn katho¬
lischen KircheurcchteS. Landshut 1853. 8. I. Heft.

1461. DaS Ehcrecht der Katholiken im Kaiserthnmc Oesterreich.
Wien 1857. 8.

1462. Entwurf einer Wechselordnung für die deutschen nnd italie¬
nischen Länder des öftere. Kaiserstaates. Wien 1833. 8.

1463. Esmarch Earl, Dr. Grundsätze des Pandekten - Rechtes.
Wien 1860. 8.

1464. ----— Römische Rechtsgeschichte. Göttingen 1856. 8.
1165. Examiuatorinm über römische und anßerrömische NcchtS-

diseiplincn zur Vorbereitung für die juristischen Examina. Leipzig 1860. 8.
1466—1467. Feuerbach Anselm, Ritter v. Actcumäßigc Darstcl-

lnug merkwürdiger Verbrechen. Gießen 1828, 1829. 8. I., 2. Bd.
1468. Filser Th. Mauritius, Dr. Dogmatisch-cauonistische Unter¬

suchung über den Ausspender des EhesakramcnteS. Augsburg 1842. 8.
1469. -lieber den Auöspendcr des EhesakramcnteS. Zweite

verbesserte Auflage. Regensburg 1844. 8.
1470. 446NH Olundo. Truito cin Otrroix ot äs In NoUrodo das

Mnäos. I liiumu 1795. 8.
1471. FrauSciui Stefano. Statistik der Schweiz. Bearbeitet von

G. Haguaucr. Aarau 1829. 8.
1472—1474. Frey Franz Andr. , Dr. Kritischer Eommeutar

über das Kirchenrccht, frei bearbeitet nach Anton Michls Kirchenrccht.
Bamberg 1818, 1820. 8. Drei Thcile.

1475—1476. ilrioslobon alias I?6rrowoutun6O Obristopli. Honr.
Oorpus jnris olvilis aoadornionin. Lditio nova. Ooloniao Nnua-
biuuuo 1759. 4. 'Ionins I. II.

1477—1479. Füger Joachim. DaS adelige Richtcramt. Dritte
vermehrte Auflage. Wien 1824. 8. I.—3. Thcil.

1480. OaUmnaU -lounnos. Laerosanetum ooeumonionm eou-
oilium Tridoutinuin. Uditio rolorwata. Iridonti 1745. 4.
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1481. Gerlach Herm., Dr. Das Präseutationsrecht auf Pfar¬
reien. Regensburg 1855. 8.

1482. Geschichte des römischen Rechtes. Nach dem Lehrbegriff des
Freiherrn v. Martini. Wien 1794. 8.

1483. Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Rcchtsangelegen-
heitcn außer Streitsachen vom 9. August 1854 für Oesterreich. Amt¬
liche Handausgabe. Wien 1854. 8.

1484—1485. Ginzel Josef Ang., Dr. Handbuch des neuesten
in Oesterreich geltenden Kirchenrechtes. Wien 1857, 1862. 8. 1. Bd.,
2. Bd. 2._Abtheilung.

1486—1493. Glük Christ. Fried., Dr. Erläuterung der Pandekten
nach Hellfeld, ein Cvmmentar. Nach des Verfassers Tode fortgesetzt von
Dr. Christ. Fried. Mühlenbruch. Erlangen 1832, 1833, 1835, 1837,
1838, 1840, 1841, 1843. 8. 35., 37.—43. Bd.

1494. Graßl Ignaz, Dr. Erläuterung des zweiten Hauptstückes
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches. Wien 1838. 8. 5. Bd.

1495. Orotius 8nAo. I)o fürs bolli na xnois. Läitio norm
Fmstvlnclumi 1650. 8.

1496—1497. Gustermann Anton Will). Oesterrcichische Privat
rechtö-Praxis. Dritte vermehrte Ausgabe. Wien 1822, 1823. 8. 2 Bde.

1498—1500.-Österreichisches Kircheurecht in den deutschen,
ungarischen und galizische» Erbstaaten. Wien 1807. 8. 1., 2., 3. Bd.

1501. Haimerl Fr. X., Dr. Vorträge über den Conenrs der Glün
biger nach den in den österr. Staaten geltenden Gesetzen. Wien 1840. 8.

1502. Helfert Josef. Darstellung der Rechte, welche iu Ansehung
der heiligen Handlungen, dann der heiligen nnd religiösen Sachen sowohl
nach kirchlichen als nach österreichisch-bürgerlichen Gesetzen stattfiuden.
Prag 1826. 8.

1503. -— Die Rechte und Verfassung der Akatholiken in dem
österr. Kaiserstaate. 2. Auslage. Wien >827. 8.

1504—1505.-Handbuch des Kircheurechtes aus den gemeinen
und österr. Quellen zusammengestcllt. Zweite unveränderte Auslage. Prag
1845. 8. Zwei Theile.

1506—1507.-Von dem Kirchenvermögcn. Dritte vermehrte
Auflage. Prag 1834. 8. Zwei Theile.

1508—1509.-Von den Rechten und Pflichten der Bischöfe und
Pfarrer. Nach dem gemeinen und dem österr. Kirchcnrechte. Prag 1832. 8.
Zwei Theile.

1510. --Von der Besetzung, Erledigung und dem Ledigstehen
der Beneficien nach dem gemeinen und dem österr. Kirchenrechte. Prag
1828. 8.

1511. -Von der Erbauung, Erhaltung und Herstellung kirch¬
licher Gebäude. Wien 1823. 8.
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1512. Helfcrt Josef. Bonder Erbauung, Erhaltung und Herstel¬
lung der kirchlichen Gebäude. Zweite vermehrte Auflage. Prag 1834. 8.

1513. Hsnneguiuius 3oll. Uoi>. I)r. UoAnIuo ot soutontius guris
untigui guuwr novi. 8.

1514. Hye Ritter v. Gluuek Anton, Dr. Das östcrr. Strafgesetz
über Verbrechen, Vergehen und Uebcrtretungcu und die Prcßorduung
von: 27. Mai 1852. Wien 1855. 8. I. Bd.

1515— 1 -517. Hietzinger Karl Beruh., Edl. v. Statistik der Militür-
grenze des östcrr. KaiscrstaatcS. Wien 1817, 1820, 1823. 8. 1. Thcil,
2. Theil, 1. und 2. Abthcilnng.

1518. HöchSmann Richard Ludwig. Abhandlung über die Frage:
Ist die Einwendung, „daß ein seinem Inhalte nach förmlicher Wechsel
im Zahlungsorte ausgestellt sei" — im Wechselproteste zulässig? Wien
1820. 8.

1519. Höpfncr Lud. Jul. Fried., Dr. Commcutar über die Hcinec-
eischen Institutionen. 8. Auflage mit Anmerkungen und Zusätzen von
Dr. Adolf Dietrich Weber. Frankfurt a. M. 1818. 4.

1520. Hugo. Lehrbuch der Geschichte des römischen Rechtes bis
auf Justinian. 9. Auflage. Berlin 1824. 8. 3. Bd.

1521. Rheinische Jahrbücher zur gesellschaftlichen Reform. Hcraus-
gegcbcu oou Hermann Pnttmann. Darmstadt 1845. 8. I. Bd.

1522. Jakob Ludw. Hcinr., Dr. Grundsätze der National-Ocko-
nomic. Halle 1805. 8.

1523—1532. Jaksch Peter Karl. Gesetzlcxicon im geistlichen, Rcli-
giouS- und Toleranzfachc, wie auch in Güter-, Stiftungs-, Studien-
und Ccnsurssachcn für das Königreich Böhmen. Prag 1828, 1829, 1830.
8. 10 Bdc.

1533. Jrccck Hermcncgild. lieber Eigeuthnmövcrletznugcn und
deren Rechtsfolgen nach dem altrömischcn Rechte. Wien 1855. 8.

1534. Institut, guris canonici. 3oau. Uauio Uancoiotto Ucru-
sino conscrigtao. Uugcluni 1591. 4.

1535. Instructio pro guciioiis 6colo8ia8tioi8 imporii Justriuci
guoaä causas inatrimoniatos. Vionnao 1855. 4.

1536. Italus ad I^obroniuin 3. 0. (Rar. cto statu occtosiao ociitio
ul tora. Inicac 1770. 4.

1537. Kaukoffer Ignaz. Handbuch der Patente, Gesetze und Ver¬
ordnungen, welche für Cultus und Unterricht vom 2. December 1848
bis Ende December 1854 in dem Rcichsgesctzblatte für Oesterreich er-
schienen sind. Wien 1855. 8.

1538—1540. Kaufmann Joh., Dr. Anfangsgründe des römischen
Privatrcchtes. Wien und Triest 1814, 1816. 8. 1. Abthcil., 2. Abtheil.
1. und 2. Hälfte.

1541.-Römische Rechtslchre über die Contracte und Pacta.
Wien und Triest 1821. 8.
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1542. Kaufmann Joh., Dr. Von Obligationen ex cisliotis ar
varii8 vausarum liguris. Wien und Triest 1822. 8. 3. Abhandlung.

1543. Kettcler Will). Emanuel Freiherr. Das Recht und der Rechts¬
schutz der katholischen Kirche in Deutschland. 2. Auflage. Mainz 1854. 8.

1544. Klübcr Joh. Ludw. Europäisches Völkerrecht. Stuttgart 1821.
8. I.Bd.

1545. Konopak C. G-, Dr. Die Institutionen des römischen Privat-
rechtes. Zweite vermehrte Ausgabe. Jena 1824. 8.

1546. Kopatsch Joh., Dr. Die Erledigung und Wicderbcsctznng
des heiligen römischen apostolischen Stuhles nebst den dabei vorgcschric-
benen Feierlichkeiten. Innsbruck 1843. 8.

1547. Koschak Aldobrand, Dr. DaS österreichische Wechselrecht.
Grätz 1805. 8.

1548. Kostctzky Dominik. System der politischen Gesetze Böhmens.
Prag 1816. 8. 1. Theil.

1549—1553. Kutschker Joh., Dr. DaS Ehcrecht der katholischen
Kirche. Wien 1856, 1857. 8. 5 Bdc.

1554—1555. Landesgesetz- und Regierungsblatt für das Kronland
Steiermark. 4. Jahrgang 1850, 1852.

1556—1567. LandeöregicrungSblatt für das Herzogthum Steier¬
mark. 4. Jahrgang 1853—1855, 1857—1859, in je zwei Abtheilnngcn.

1568. Inbor soxlms äeerotnlium v. Homkneii 15>pns VIII. Img'-
änni 1591. 4.

1569—1571. Linden Josef, Dr. DaS früher in Oesterreich übliche
gemeine und einheimische Recht nach der Paragraphensolge des neuen
bürgerlichen Gesetzbuches. Wien und Triest 1815, 1820. 8. 3 Thcile.

1572—1575. Lippert Heinr. Ludw., Dr. Annalen des katholischen,
protestantischen und jüdischen KirchcnrcchtcS. Frankfurt a.M. 1831, 1832,
1833. 8. 1.-4. Heft.

1576. Lvbcrschincr Fr. A., Dr. Das Kirchenvermögcn oder die
gesetzliche Art der Erwerbung und Verwaltung des Gotteshaus- und
Pfründenvermögcns. Budwcis 1862. 8.

1577. Magazin für Rechts- und Staatswissenschaft. Herans-
gegeben von Dr. Franz Haimcrl und Dr. Joh. Passy. Wien 1857. 8.
15. Bd. Neue Folge, 1. Jahrgang 1857, 1. Heft.

1578. Mayer Philipp, Dr. DaS Patronatsrecht. Wien 1824. 8.
1579. Maistre Josef, Graf. Die Werke des Grafen Jos. v. Maistre.

Herausgegeben von Moriz Lieber. Frankfurt a.M. 1822, 1823. 8. I.Bd.
1580. Mackeldey Ferd., Dr. Lehrbuch des heutigen römischen Rech¬

tes. Dritte vermehrte Auflage. Gießen 1820. 8.
1581—1582. — — Lehrbuch des heutigen römischen Rechtes.

Neunte verbesserte Auslage. Gießen 1831. 8. 1., 2. Bd.
1583.-Lehrbuch des römischen Rechtes. Dreizehnte verän¬

derte Ausgabe, besorgt durch Dr. Joh. Adam Fritz. Wien 1851. 8. I.Bd.
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1584. Marezoll Theodor. Lehrbuch der Institutionen des römischen
Rechtes. Fünfte gnnz unbearbeitete Auflage. Leipzig 1854. 8.

1585. Michel A. Th., Dr. Die neuen Münzgcsetze des Kaiser -
thmnS Oesterreich. Wien 1859. 8.

1586. Michel Anton. Kirchcurecht für Katholiken und Protestanten
mit Hinsicht ans den Code Napoleon und die baicrischen LandeSgesctzc.
München 1809. 8.

1587. Moser Johann. Sachregister zum Rcichsgcsetzblatte für
Oesterreich vom 2. December 1848 bis letzten December 1853. Preß-
bnrg 1854. 4.

1588. Rachschlagebnch über das Gebühren- und Stcmpclgesetz
voin 7. Februar 1850. Zweite vermehrte Auflage. Wien 1850. 8.

1589—1590. Niebuhr B. G. Römische Geschichte. Berlin 1811,
1812. 8. Zwei Theilc.

1591. Nenda Maximilian. Die Bedingungen und Begünstigungen
der Bank - Hypothekar - Credits - Abtheiluug in ihren Rückwirkungen auf
Mitgläubiger und Schuldner. Wien 1859. 8.

1592. Nicolas August. Uebcr das Verhältnis; des Protestantismus
und sämmtlicher Häresien zu dein SocialiSmuS. Aus dem Französischen
von Dr. Hermann Müller. 8. 3. Lieferung.

1593. Olschbanr Philipp. Vergleichende Znsnmmeusteltung der An¬
ordnungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches über den Pflichttheil
mit jenen des römischen Rechtes. Wien 1825. 8.

1594— 1595. Omiusckos. VnZ. Da Romuni poutitisis iu sxnockos
oesumsuious st ourum suuonos potsstuts. Romas 1772. 4. Rurs I.. II.

1596. Oßwalt Johann. Sätze aus allen Theileu der Rechtswissen¬
schaft und aus den politischen Wissenschaften, welche Johann Oßwalt zur
Erlangung der Doctorowürde zu vcrtheidigeu übernimmt. Wien 1796. 8.

1597— 1599. Pachmann Theodor, Dr. Lehrbuch des Kirchen-
rechtes. 2. Auflage. Wien 1851. I. Bd., 2. Bd. I. und 2. Hälfte.

1600. -Vorschule des römischen Rechtes. Wien 1858. 8.
1601. Pfeifer K. Was ist und gilt im römischen Rechte der Besitz?

Tübingen 1840. 8.
1602. Philippi Johann Albrecht. Der vergrößerte Staat. Leipzig

1759. 8.
1603. Rislilsr Vitus. 8nmmu inrispruclontiuo sueruo univsrsus,

8sn jn8 eunouioum. Rckitio guiutu. VuZustus Viu-ivlieornm 1758. Rol.
1604. Rotbisr R. 61. Rs Runäsets cli Oinstiniuuo. Vorsious

Ituliauu eol 4'ssto ciolls I-sZ^i u Rronts. Vsnsxiu. 4. Russisolo I., IV.
1605. Die Preßfreiheit und die Regierungsvorlage eines neuen

Preßgesetzes für Oesterreich. Wien 1861. 8.
1606. Ein Preßproccß vor dem akademischen Senate der Inns¬

brucker Universität. Innsbruck 1851. 8,
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1607. Prockner Franz Cajet., Dr. Darstellung über das letzwil¬
lige Bersiigungörecht der Eltern hinsichtlich ihrer zu testiren unfähigen
Kinder. Wien 1840. 8.

1608—1609. RsolibsrAör OsorZicm. lineliiriclioii fnris aoole-
siastiei Fu8triaei. Uciiclit icliowatg Usrwanioo, cioin InkinUnts clo-
uuvit. Uineii 1809. 8. Nonius I., II.

1610. Register über die in den deutschen Kreisen von Tirol und
Vorarlberg vorkommcnden Ortschaften, Berge und Thäler, Gewässer
und merkwürdigen Personen. 8. I. st n. 8.

1611. Rcichsgesetzblntt für Oesterreich. Wien 1850. 4. Jahr¬
gang 1849.

1612—1615. Neichsgesetzblatt für Oesterreich. Wien 1850. 4.
Jahrgang 1850. 4 Thcile.

1616. Reichsgesetzblatt für Oesterreich. Wien 1851. 4. Jahr¬
gang 1851.

1617—1625. Neichsgesetzblatt für Oesterreich. Wien. 4. Jahr¬
gang 1852—1860.

1626. RcicbSgcsetzblatl für Oesterreich. Jahrgang 1856, 46. Stück
Nr. 185. Kaiserliches Patent vorn 8. Octobcr 1856 in Ausführung des
Artikels X deö Concordates über die Ehcangclegcnheitcn der Katholiken
in Oesterreich. Wien 1856. 4.

1627. Neichsgesetzblatt für Oesterreich. Jahrgang 1859, 14. Stück
Nr. 58. Kaiserliches Patent vom 24. April 1859, womit ein neues Ge
incindegesctz erlassen wird. Wien 1859. 4.

1628-—1681. lUog^er I'nul 4v8. InLUimkionnm flnmprmivntino
vvvIesiasUoav. linlitio novn. Viudobonun 1777, 1778. 8. Unrs I—IV.

1632. Riegler G-, Dr. Unauflöslichkeit des EhcbandcS, mit der
ganzen Lehre von der Ehe. Bamberg 1845. 8.

1633. Roßhirl C. Fr., Dr. Canonisches Recht. Schaffhausen
1857. 8.

1634. — — Grundlinien des römischen Rechtes. Heidelberg
1824. 8. 2. Heft.

1635—1636. Rottck Karl v., Dr. Lehrbuch des Vernnnftrcchtes
und der Staatswisscnschaften. Zweite verbesserte Auflage. Stuttgart
1840,1847. 8. 1., 2. Band.

1637. Sammlung der k. k. Gesetze und Verordnungen in publieo-
voolsmrmtims vom Jahre 1767 bis Ende 1782. Wien 1782. Fol.

1638—1642. Sammlung der seit dem Regierungsantritte Kaiser
Franz Josef I. bis zum Schluffe des Jahres 1855 erlassenen und noch
in Kraft bestehenden Gesetze und Verordnungen im Justizfache. Wien
1856. 8. 1.—5. Band.

1643. Sartore Placidus. Die constitntionelle Kirche sammt den
neufränkischen Staatsverfassungcu und Eidesformeln in und außer Frank¬
reich. Augsburg 1800. 8.



Erwerbungen. 75

1644. 8autor 4os. Fut. ^unclumoutn furis soolssiustioi outsto-
lioorum in N8us selioIgZtioib. 1?iisturAi LrisZ'ovius 1805. 8.

1645. — — Oratio gua in aoaclomia Flbortiim praoloetionos
xudU6U8 gurin seolesiuLtiei uonib upri1i8 1801 auZpioatus ost. Uri-
bur^i LrisAoviao, s. n. 8.

1646—1648. Savigny Fried. Karl v. Geschichte des römischen
Rechtes im Mittelalter. Heidelberg 1815. 8. 1.—3. Band.

1649. Schlettcrer Josef, Dr. Ucbcr die Führung der Pfarrbncher.
Innsbruck 1824. 8.

1650. Schmalz Theod., Dr. Handbuch des römischen Privatrcchtes.
Zweite verbesserte Auflage. Königsberg 1801. 8.

1651—>652. Schmid Aut. Chr. Joh., Dr. Handbuch des gegen¬
wärtig geltenden gemeinen deutschen bürgerlichen Rechtes. Leipzig 1847,
1848. 8. Besonderer Theil. 1. und 2. Band.

1653—>654. Schnabel Georg Norb., Dr. Generalstatistik der
europäischen Staaten, mit vorzüglicher Berücksichtigung des Kaiscrthnms
Oesterreich. Prag 1829. 8. I., 2. Theil.

1655. Schöpf Jos. Ant., Dr. Handbuch des katholischen Kirchen
rechtes. Salzburg 1854. 8. 1. Band.

1656—1659. — — Handbuch des katholischen KirchenrcchteS.
2. Auflage. Schaffhausen 1855, 1857. 8. 1.-4. Band.

1660. Schulte Joh. Fried-, Dr. Darstellung des ProcesscS vor
den katholischen geistlichen Ehcgcrichtcn Oesterreichs. Gießen 1858. 8.

1661. -Erläuterung des Gesetzes über die Ehen der Katho
likcn in Oesterreich vom 8. October 1856. Prag 1856. 8.

1662. Schumann von MannSegg Ignaz, lieber die Verfolgungen
der ersten christlichen Kirche. Wien 1821. 8.

1663. Schuster Michael, Dr. I. Wie ist daü CompensationSrecht
geltend zu machen? II. Ist der Uebernchmcr eines verpfändeten Grund¬
stückes den Hypothekargläulngern persönlich, folglich mit seinem Pcrmögcn
verpflichtet? Zwei Abhandlungen. Wien 1830. 8.

1664—1666. Schwartner Martin v. Statistik des Königreichs
Ungarn. Zweite vermehrte Ausgabe. Ofen 1809,1811. 8. 1.—3. Theil.

1667. Sonnleitner Ignaz, Dr. Lehrbuch des österreichischen Han¬
dels- und Wcchselrechtcs. Wien 1820. 8.

1668—1669. Spittler L. T. Grundriß der Geschichte der christ¬
lichen Kirche. Letzte verbesserte Auflage. Wien 1790. 8. 1., 2. Theil.

1670—1671. Springer Joh., Dr. Statistik des österreichischen
KaiserstaateS. Wien 1840. I., 2. Band.

1672—1674. Stein Christ. G. D-, Dr. Handbuch der Geographie
und Statistik. Fünfte vermehrte Auflage. Leipzig 1824, 1825. 8.
I.—3. Band.

1675. Das Strafgesetz über Verbrechen, Vergehen und Uebcrtrc-
tungen, die StrafgerichtS-Competenz-Verordnuugcu und die Preßordnung
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vom 27. Mm 1852 für Oesterreich. Amtliche Handausgabe. Wien
1852. 8.

1676. Strafproceßorduuug vom 29. Juli >853 für Oesterreich.
Amtliche Handausgabe. Wien 1853. 8.

1677. Stubcnrauch Moriz v., Dr. lUdliotlmeu mriäivu mwlriucu.
Wieu 1847. 8.

1678— 1680.-Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom
I.Juni 1811. Wien 1854, 1855. 8. 1.-3. Bd.

1681—1682. —-— Handbuch der österreichischen BcrwaltungS-
Gesctzkuude. Dritte verbesserte Auflage. Wien 1859, 1861. 8. 2 Bde.

1683. - Handbuch des neuen österreichischen Gcwcrbcgesctzes.
Wien 1860. 8.

1684. -Handbuch des österreichischen Handelsrechtes. Wien
1863. 8.

1685. Suppcmtschitsch Ferd., Dr. Tie Lncas Knaffel'schc Wiener
Universitäts-Stiftung für Studircnde aus Kram. Wien 1862. 8.

1686. U'aUuvauiu lunoovut. LI. I)is86rtutio inauAnraliZ mväieu
äa marsu rousnuto Opdiäiarum. Viuäobouuns 1830. 8.

1687. Tewcö Aug., Dr. System des Erbrechtes nach heutigem
römischen Rechte. Leipzig 1863. 8. 1. Abthcilung.

1688. 'I'urroni Oirolamo. Oramoim, rvoitutu uelln. Okiss» äsl
Oesü il Aioruo 2 ^.prilo 1835 imll' ooeubiouv cdg U 8önato uooa-
ävmioo 6 i Urokessori äsU' i. r. UnivsrsM cii Unvia rguäoruno onori
kuuebri g,Ua Zloriosa ummnriu äsIU Imporators 6 Ito Urnuaoseo 1.
I'uvin 1835. 8.

1689. Die mit der erste!: österreichischen Spareassc vereinigte allge¬
meine Versorgungsanstalt für Unterthemen deö österreichischen Kaiscr-
staateS. Zweite veriuehrte Auflage. Wien 1832. 8.

1690. Viuiüu8 Lruoläus. — I). äustiinani. Institutiouum Udri
cinatuor. Uäitio postrsma. ^mstoloäawi 1669. 12.

1691—1692. Voeb äoduuu68. Oommsutarius uä pauä66tu8.
iUäitio söxta. HuZuo — Eomitnm 1731. I'ol. lomns I., II.

1693—1694. Wagner Vinc. Aug., Dr. Kritisches Handbuch des
in den österreichischen Staaten geltenden WcchselrechteS. Wien 1823. 8.
2 Bde.

1695. Walter Ferd., Dr. Lehrbuch des Kircheurcchteö aller christ¬
lichen Consessionen. Zehnte verbesserte Auflage. Bonn 1846. 8.

1696. -- Lehrbuch des KirchenrcchteS mit Bcrücksichtiguug der
neuesten Verhältnisse. Bonn 1822. 8.

1697. Wasscrschlebcn, Dr. Pseudoisidor. Abdruck aus Herzogs
Real-Encyclopädie für protestantische Theologie und Kirche. 8. 1. 8. u. 8.

1698. LVtzis8 Ourol. Hä. Oorprw surib voelWWtioi autdolieorum.
I4i88U6 1833, 8.
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1699. Werndle Johann. Lehend-Recht. Dessen gründliche Erklär-
nnd Anßführung, hieinit Wicderumb in Truck gegeben und an vilcn
Orten gemehrt. Jnßprugg 1646. 8.

1700. Wessely Josef, Dr. Abhandlung über den Gerichtsstand und
die Wcchselfähigkeit der Weltgcistlichcn in allen Provinzen der österrei¬
chischen Monarchie. Wien 1831. 8.

1701. Wiesner Adolph, Dr. Denkwürdigkeiten der österreichischen
Ceusur. Stuttgart 1847. 8.

1702—1703. Winiwarter Josef, Dr. Das österreichische bürger¬
liche Recht. Wien 183!, 1832. 8. I., 2. Theil.

1704. Zachariä. Abdruck eines Rechtsgutachtens. Als Beitrag zu
der Lehre von der Pfandvcräußerung, insbesondere der Veräußerung in
Versatz erhaltener StaatSpapicrc. Frankfurt a. M. 1829. 8.

1705. Zachariä Thcod. Mat., Dr. Institutionen deö römischen
Rechtes. Breslau 1816. 8.

1706—1711. Zeiller Franz Edl. v. Commentar über das allge¬
meine bürgerliche Gesetzbuch. Wien und Triest 1811—1813. 8. 1. Bd.,
2. Bd. 1.^ 2. Abtheilnug, 3. Bd. 1., 2. Abthcilung, 4. Bd.

1712. -Register zu dem Commentar über das allgemeine
bürgerliche Gesetzbuch. Wien und Triest 1813. 8.

1713. -Vorbereitung zur neuesten österreichischen Gesetzknnde
im Straf - und Civil-Justizfachc. Zweite unveränderte Auflage. Wien
und Triest 1811. 8. 3. Bd.

1714—1720. Zeitschrift für KircheurcchtS- und Pastoralwissen¬
schaft. Angelegt vonDr. E. Seitz. Regensburg 1842,1843,1845,1846. 8.
I. Bd. 1.-3. Heft, 2. Bd. 1.-3. Heft, 3. Bd. 1. Heft.

1721—1725. Kritische Zeitschrift für Rechtswissenschaft und Gesetz¬
gebung des Auslandes. lOerausgcgeben von Mittermaier und Zachariä.
Heidelberg 1829, 1830, 1831, 1833, 1834. 8. 1., 2., 3., 5., 6. Bd.

1726. Zimmerl Joh. Mich. Handbuch zur Kenntuiß der Hand-
lungS- und Wechselgeschüfte. Wien 1798. 8.

— * Glük Christ. Fried., Dr. Erläuterung der Pandekten nach
Hcllfeld. Erlangen 1797—1833. 8. 1.-34. und 36. Bd.

— Pratobevera Karl Josef, Dr. Materialien für Gesetzknnde und
Rechtspflege in den östcrr. Erbstaatcn. Wien 1815—1817, 1820—1824.
8. 1.—8. Bd.

— Heiller Franz Edl. v. Das natürliche Privatrccht. 3. Auflage.
Wien 1819. 8. 1. Bd.

— Langer Fried. Die Kohlen - Tarife nnd die Südbahn. Als
Manuskript gedruckt. Laibach 1863. 8.

" Die mit der Acquisitionsnumnier nicht bezeichneten Werke sind Duplikate
von in der Bibliothek bereits vorhandenen.
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— Zciller Franz, Edl. v. Jährlicher Beitrag zur Gesetzkunde und
Rechtswissenschaft in den östcrr. Erbstaaten. Wien 1806—1809. 8.
1.-4. Bd.

— Strafgesetz über Gefällsübertretungen. Wien 1835. 8.
— Register des Strafgesetzes über Gefällsübcrtretungen. Wien

1835. 8.
— Zoll '- und Staatsmonopols-Ordnung. Wien 1835. 8.
— Vesque v. Püttlingen Joh. Darstellung der Literatur des öster¬

reichischen allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches. Wien 1827. 8.
— Provisorische Civilproceß-Ordnung für Siebenbürgen. Wien

1852. 8.
— Kudler Josef. Erklärung des Strafgesetzes über schwere Polizci-

Uebertretuugcn. Wien 1824. 8. 1., 2. Band.
— Sartore Placidus. Die coustitutionelle Kirche sammt den neu-

fränkischen Staatsverfassungcn und Eidesformeln in und außer Frankreich.
Augsburg 1800. 8.

— Kaufmann Joh., Dr. Von Obligationen und Vertrügen nach
den Grundsätzen des römischen Rechtes. Wien und Triest 1820. 8.

— Dolliner Thomas, Dr. Erläuterung des zweiten Hauptstückes
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches. Wien 1855. 8. I., 3., 4. Band.

— Wagner Vinc. Ang. Zeitschrift für österreichische NechtSgelchr-
samkcit und politische Gesctzesknnde. Wien. 8. Jahrgang 1825—1833.
27 Bände.

— Nechberger Georg, Dr. Handbuch des österreichischen Kirchen¬
rechtes. 3. Auflage. Linz 1815. 8. 1. Band.

— kotiom .los. ckoan. Usp. kraolootionuln in fns ooolosiusti-
6nm nnivsrsuin. Vionnao 1791. 8. kaes I, II.

— Winiwarter Jos., Dr. Das österreichische bürgerliche Recht.
Wien 1831, 1834, 1837, 1838. 8. 1., 3., 4., 5. Thcil. '

— Archiv für die civilistische Praxis. Herausgegcben von Dr. E.
v. Löhr, Dr. E. I. A. Mittcrmaier und Dr. A. Thibaut. Heidelberg
1824, 1825. 8. 7., 8. Band.

— Erklärung der römischen Institutionen nach dem Leitfaden des
Heincccius. Wien 1796. 8.

— Peheiu Jos. Joh. Nep. Vorlesungen über das öffentliche Kirchen-
recht. Wien 1802, 1803. 8. l., 2. Band.

— Hhc Anton, Dr. Das österreichische Strafgesetz über Ver¬
brechen, Vergehen und Uebertretungcn. Wien 1853. 8. 6. Lieferung.

— Reichögesetzblatt für Oesterreich. Wien 1861, 1862, 1863. 4.
3 Bände.
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Literatur.
s20j Juridische Erscheinungen des österreichischen Büchermarktes

im Jahre 1864.
(Mit Ausschluß der ungarischen Literatur. — Siehe Band NI, pag. 28.)

Zusarnmengestellt von Dr. L. LT. Losta..

303. (lior^i, äs, ä.U688aiiclro. 1g, lUo80Üu <IöI ckiritto 6 la
8ouo1a 8tm'iea. I)i886rtatiou6. 4. (51 x.) Uaäovu, lipobralia <Wl
8vmmiuario.

304. Glaser, Dr. Julius. Zur Jury-Frage, gr. 8. (70 S.)
Wien, Manz. 80 kr.

305. Glaser, Dr. Julius, Dr. Josef Unger und Hofsccrctür
Josef v. Walther. Sanunlung der civilrechtlichen Entscheidungen des
k. k. obersten Gerichtshofes. 2 Bdc. gr. 8. (Vlil, 637 S. und lV,
648 S.) Wien, Gerold, u 6 fl.

306. 6 um pl o v i ar, 1)r. Imclcviic. IVola 08tatuig. v rorvchu
ärisfovxua i umiajatuxiu. Up8 pruvuiaro-itiZtor^eru^. (Der letzte
Wille in geschichtlicher und wissenschaftlicher Entwicklung. Eine juridisch-
geschichtliche Abhandlung.) Xruliov, kommovo I). U. lOiaälsiu. 8.
(82 8tr.) 75 kr.

307. Ha ndels g c setzb n ch, allgemeines, für das Kaiscrthnm
Oesterreich. "Giltig vom l. Juli 1863. Nebst dein Eiuführungsgesehe
und ciucin ausführlichen Sachregister, kl. 16. (193 S.) Wien, Geitler. 50kr.

308. Harum, Dr. Peter. Bon der Entstehung des Rechts. Ein
Vortrag, bei Gelegenheit der feierlichen Kundmachung der diesjährigen
PreiSnnfgabcn und Preisarbciten gehalten, gr. 8. (36 S.) Innsbruck
1863. Wagucr'sche Universitäts-Buchhandlung. 40 kr.

309. U 6 klar M kV. 'l'VMuä auropsfsicigM prawa uurockmv.
M poMavia v^ckuniu r. 1864 rrzMuaowU <1. kl. 8. R/wsinvIei, u
poäluA uastt0V8r6A0 wväumu uiomitzaleiö^o r. 18l>1 uruyslnil
Or. Iipck/.ov8iei. (Das europäische Völkerrecht. Nach der Ausgabe
vom Jahre l 864 auögcarbeitet und nach der neuesten dentschcn Ausgabe
von: Jahre 1861 vervollständigt. (Un-alww, komivovvo 1>. kl. kXmcUcnu.)
8. (514 8tr.) 3fl. 70kr.

310. Hell cnbach, Lazar Baron. Gesetze der socialen Bcwc
gung. Versuch einer Geschichte der Menschheit, gr. 8. (Vlil, 189S.)
Wien, BartelmuS. 1 fl. 50 kr.

31 l. Hy e - G l n n c k, Dr. Anton Ritter v. Ucber das Schwur¬
gericht. Sieben Vorträge, gehalten in der Zeit vom 16. Jänner bis
20. März 1863 im Vereine zur Uebung gerichtlicher Bercdtsamkcit zu
Wien. (Nach stenographischen Aufnahmen.) 8. (XXXIl, 249 S.) Wien,
Manz. 2 fl.
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312. Jaques, Dr. Heinrich. Die Rechtsverhältnisse der mit
Zinsen-Garantic versehenen Eisenbahn-Actieugesellschaften und die österr.
Eisenbahnpolitik. gr. 8. (VII, 100 S.) Wien, Gerold. I fl. 20 kr.

313. Jeckcl Jul. Das Vertretungsrecht der öffentlichen Agenten
im civilgerichtlichen Verfahren, kl. 8. (19 S.) Kronstadt, Habel und
Hedwig. 30 kr.

314. Jeitcles I. Zehn Jahre nach dem Handelsverträge.
Volkswirthschaftliche Studien, gr. 8. (384 S.) Wien, typographisch-
litcrarisch-artistische Anstalt. 3 fl.

315. 3 i r o öoIc, Dr. DormouoAilä. Llovauslco pravo v Ooobäob
a ua Noravo. Doba clrulia: oä poöätba XI. aL äo lcouoo XIII. sto-
lotl. (5 wappon.) (SlavischeS Recht in Böhmen und Mahren.) V Drars,
Ic LeUmaun. v 8. (skr. 318.) rl. 2.50.

316. J n s urr e c ti o n, die polnische, 1863, vor Europa. (Autori-
sirter Abdruck der Antwort der „Kölnischen Zeitung" auf den Artikel
des Herrn v. Mazade in den „Uovus cios Denx Noucles.") Lex. 8.
(44 S.) Prag, Credner. 40 kr.

317. KovaeS, Dr. Karl v. Der Aequator, oder Aussöhnung
in Ungarn. Aus dem Ungarischen übersetzt, gr. 8. (40 S.) Wien,
Schönewcrk. 50 kr.

318. Kovacs Ludwig. Versuch einer dctaillirtcu Lösung der
Organisationsfragen, gr. 8. (132 S.) Pest, Lanffer. I fl.

319. Lira toob vilo .lun. Vz'lclacl r.rmoiU oboönibo, racin
volom v oboiob a prava clomovslcöbo. (Auslegung der Geincinde-
Wahlordnung und des HeimatrcchteS.) V Draxo, Dr. L. 6rö§r. 12.
(str. 344.) /l. 1.

320. K r c m e r - A n c u r o d c, Dr. jur. Hugo v. Die schleswig-
holsteinische Frage. Historisch-staatsrechtlich erläutert, gr. 8. (101 S.
und 1 Stammtafel.) Wien, Wallishausser'sche Buchhandlung. (Josef
Klemm.) 1 fl.

321. Landesgesetze, uiedcrösterrcichischc. 1 Bdchn. 8. (VI,
134 S.) Wien, Manz. 50 kr.

Inhalt: Die Gemeindeordnung und Gemeindewahlordnnng nebst dem
allgemeinen Gemeindegesetze, dem Heimatsgcsetze und dein Gemcinde-
statnte für Wien, das Straßengesetz, daS Schulpatronatsgesetz.

— Dasselbe. 2 Bändchen. 8. (VI, 136 S.) Ebds. 50 kr.
Enthaltend: Die Vorschriften über Einquarticrungscntschadigung, über

Aushebung des Lehenbandes, über Telegraphenbeschcidignng, über
Wiederanfstcllung von Lehrern, die Dicnstbotenvrdnnng, die Bieh-
nnd Fleischbeschanordnung, die Feuerlösch- und Banordnnngen.

322. Do^o-i Vonoto inkorno aAli ooclosiastioi. Vouorna.
323. Douormank, D. D' anuossiouo clollo Isolo ckouis al

roZuo ollouioo. Ooumcloraniom «toriobo poliliobs. 8. Ar. (64 p.)
Vonoria, VipoAraba äol Oommoroio. 40 scli.
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324. Pstksr s äixlomukieiis äi liimaunsls Pilibsrko alla Rspu-
Wog, Vsnsku 411)1,XVIII al NVI,XXVIII. ?sr 1s no/7.6 (lanckio Üin8ini.
8. (16 x.) Vsirs^ia, 'lipoAraüa. äsl Oommsrsio. Xon s in sommsroio.

325. Lind heim Alfred v. Zur Reform der Consulate. (Separat-
Abdruck aus der Preisschrift über die Industrie-Ausstellung zu Constan-
tiuopel 1863.) 2. Anfl. 8. (30 S.) Wien, Gerold. 30 kr.

326. Lorenz, Ottokar, Dr. Ucber die beiden Wiener Stadt-
rechtS-Privilegieu König Rudolf's I. (Sondcrabdruck aus dem Sitzungs¬
berichte der kaiserl. Akademie der Wissenschaften.) gr. 8. (40 S.) Wien,
Gerold in Commission. 30 kr.

327. L ustk an dl, W-, Dr. Das Wesen der österreichischen Reichs¬
verfassung. Eine akademische Antrittsrede, gr. 8. (68 S.) Wien, Brau¬
müller. 60 kr.

328. Maaßen Friedrich. Bobienser Excerpte des römischen
Rechts. (Sonderabdruck ans dem Sitzungsberichte der kaiserl. Akademie
der Wissenschaften.) gr. 8. (15 S.) Wien, Gerold in Comm. 15 kr.

329. — Ein Capitular Lothar's I. (Sonderabdruck aus dem
Sitzungsberichte der kaiserl. Akademie der Wissenschaften.) gr. 8. (4 S.)
Ebds. in Commission. 5 kr.

330. N uI v s 7 7. i, l)r. I-. N. Xotku intorno al <li ritko sonso-
lars. (vaM Xkki äsl Iskituki Vsnsko, 4omo IX, 8sris 3^, Oibpa. 3^.)
VsuWia, xrssso la 8sArskaria äsll' Iskikuto.

331. Meiller, A. v., Dr. Neber die Diöcesangrenzregulirung
König Ludwig's des Baiern im Jahre 829 zwischen Salzburg und Passau.
(Sonderabdruck aus dem Sitzungsberichte der kaiserl. Akademie der Wis¬
senschaften.) gr. 8. (29 S.) Wien, Gerold in Commission. 20 kr.

332. N i 1 l 4an. 8kuart. 0 volnosci. ?r7o1o7;4 7 unAisIsIcisZo
,luliu87 Ztarlcsl. (Neber die Freiheit.) komisov» X. 4ViIä.
8. (242 str.) I fl. 50kr.

333. M itt h e il n n g c n aus dem Gebiete der Statistik. Heraus-
gegebcn von der k. k. statistischen Centralcommission. 10. Jahrg. 3. und
4. Heft, hoch 4. Wien, Prandl L Ewald in Commission.

Inhalt. 3. Heft: Verhandlungen der k. k. statistischen Centralcommission
im Jahre 1863.

(IV, 158 S.) 1 fl. 20 kr.
4. Heft: Der Bergwerksbetrieb im Kaiserthum Oesterreich. Nach den Ver-

waltnngsberichten der k. k. Berghauptmannschaften und Mittheilungen
anderer k. k. Behörden fnr das Verwaltnngsjahr 1862.

(IV, 162 S.) 1 fl. 60 kr.
334. — Ans dem Gebiete der Statistik. HeranSgegeben von der

k. k. statistischen Centralcommission. I I. Jahrg. 2 Heft. Lex. 8. (Il,
58 S.) Ebds. in Commission. 1 fl.

Inhalt: Die Dampfmaschinen der österreichischen Monarchie nach der im
Jahre 1860 vorgenommenen Zählung. Verglichen mit den gleich¬
artigen Resultaten der Zählung vom Jahre 1851.

6
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335. Mündl Norbert. Wesen der österreichischen Staats- und
öffentlichen Fondsobligationen. Eine populäre Darstellung über die ver¬
schiedenen Obligationsgattungen, über deren Behandlungen bei Umwechs¬
lungen, Um- und Freischreibnngcn (Vinculirungen, De- und Revinculi-
rungen), bei Cantions- (Militär-Heirats-Cautions-) Widmungen, Con-
vertirnngcn, dann über deren Zinsenbehebung, Amortisirung, An- und
Verkäufen u. s. w. Ein nützliches Hand- und Hilfsbuch für Obliga¬
tionsbesitzer, insbesondere für Vorsteher und Rechnungsführcr von Kirchen,
Stiftungs- und dergleichen Vermögensverwaltungen und Fanden. Verfaßt
mit Benützung amtlicher Quellen. (Wien 1864.) gr. 8. (VIII, 145 S.)
Prag, Credncr's Sort, in Commission für Böhmen. 1 fl. 20 kr.

336. Nachschlagebuch, neuestes, alphabetisch geordnetes, über
das Gebühren- und Stempelgesetz für sämmtliche Kronländer der Mon¬
archie nach den durch das Gesetz vom 29. Februar 1864 ins Leben tre¬
tenden Aendernngcn und mit Berücksichtigung aller seit 1850 erschie¬
nenen und in Kraft bestehenden Nachtragsverordnungen nebst dem Pro¬
messengesetze vom 7. November 1862. Zehnte, nach den neuesten Erlässen
vervollständigte Auflage. 8. (XVI, 212 S.) Wien, F. Klemm. 1 fl.

337. Xavsäoni le räänomu bopsäni Läciosti xg, oäciAom
odöo, xo8uä s sinon oimi sposons u xu äosaxoni sainoststnebo rixoni.
Lspsal (8tani8lav) VI. 6(6rviö6le.) (Anleitung zur Verfertigung von
Gesuchen. V?ruxo, 8. VI. öorviöole. (I'ri xom8leom vxdoru.) 12.
(8tr. 14.)

338. N e d o m a n S ky, Franz, .1. II. vr. Kurzgefaßte Grundsätze
der Rechtsphilosophie, gr. 8. (151 S.) Brünn, Nitsch in Commission.
I fl. 50 kr.

339. Neumann, Franz, Dr. Oesterreichs Handelspolitik in der
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, gr. 8. (111 S.) Wien, Gerold.
1 fl. 20 kr.

340. Neumann Leopold. Das Verhältnis; Schleswig-Holsteins
zu Dänemark. Ein Beitrag zur Orientirung. kl. 8. (35 S.) Ebds.
40 kr.

341. Noback Karl. Der neue Zolltarif des deutschen Zollver¬
eins für 1865 und 1866. Mit einen: erläuternden Vorworte, gr. 8.
(24 S.) Wien, Manz. 30 kr.

342. Oberleitner Karl. Die Abgaben der Bauernschaften
Niederösterreichs im 16. Jahrhundert. Eine volkswirthschaftlichc Studie
nach handschriftlichen Quellen. 8. (32 S.) Wien, Lechner in Com¬
mission. 60 kr.

343. O e st e rreich als Seemacht, gr. 8. (35 S.) Triest,
Schimpfs. 50 kr.

344. O e st e r r e ichs Zukunft. Ein Nachwort zur österreichischen
Ministerkrisis, gr. 8. (20 S.) Wien, Gerold. 40 kr.
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345. Olzberg er, Karl, Dr. Die landesfürstlichen Stiftnngen
zn Salzburg, nach urkundlichen und amtlichen Quellen dargestellt. .8.
(56 S.) Salzburg, Mayer'sche Buchhandlung. 40 kr.

346. Opposition und Regierung des dreieinigen Königreichs.
Von Baron Hellenbach. 8. (24 S.) Svetozar Galac in Agram. 30 kr.

347. Peitler, Julins, Dr. Sammlung von wechselrechtlichen
Entscheidungen des österreichischen obersten Gerichtshofes, gr. 8. (VIII,
243 S.) Wien, Braumüller. 2 fl.

348. Philipps Georg. Der 6oäox LalisburAMbis 8. Dstri.
IX. 32. Ein Beitrag zur Geschichte der vorgratianischeu Rechtsquelleu.
Mit I Tafel. (Sonderabdruck aus dem Sitzungsberichte der kaiserl.
Akademie der Wissenschaften.) gr. 8. (74 S.) Wien, Gerold in Com¬
mission. 65 kr.

349. kit 2 i p io 8, Io prinos 3. 6. Noinoirs8 8ur Io8 guo-
stion8 6urox66N8. I. gr. 8. (64 S.) Wien, Gerold in Commission. 2 fl.

vonlensnt: Vs ^ussNnn <I' OnsiN. — Vs sonZ>'es v« I'siss 6« 1866. —
VUzms pouvni!' wmpoi'ol lies Nspss. — Vs Vlsrrinisms. — Vs lin-s
60 Ussrsi — Vs lsusstion ltsUsnns — Vs sonsellsi'sUou itsllqus. —
va sltusUos — vss äsoits et les NvvoUs. — Vs rsstsu-
esvon. — V' in'uusslte. — Vs nstionsüsms. -- Uns opinis».

350. I'ravnik. Ou8opi8 vsnovan^ vsäs pravni. Oäpovsälli
rsclaktori: 3. II. Dr. .Inkob 8karclu a 3. II. Dr. ,1 an. Luovra. Uoönik I.
(Zeitschrift für die Rechtswissenschaft.) V Draro, oä laäna Dr. Xnt. Vink.
8. Erscheint den l. und 16. des Monats in Heften zu 2'^ Bogeu.
Man pränumerirt vierteljährig 3 fl. per Post, 3 fl. 40 kr.

351. Preßproceß über die Anklage des Herrn Kunz als Re-
dacteurs der „Feldkircher Zeitung" und der vier Herren Abonnenten der¬
selben: Dr. der Med. Herrman Mathias in Götzis, Dr. der Med. Geb¬
hard Beck in Feldkirch, Dr. der Med. Jakob Amman in Nankweik und
des Landtagsabgeorducten Josef Neycr in Bludenz wider die Redaction
des „Boten für Tirol und Vorarlberg" unter der Vertheidignng des
Herrn Advocaten Dr. Anton Rautenkranz von Hall wegen Vergehens
der Ehrenbeleidigung. Verhandelt vor dem k. k. Landesgerichte zu Inns¬
bruck am 1. Juni 1864. Nach stenographischen Aufzeichnungen. 8.
(88 S.) Innsbruck, Wagner'sche Universitäts-Buchhandlung. 40 kr.

352. Preßproceß der „Wiener medicinischen Wochenschrift."
(Stenographischer Bericht, Separatabdruck aus Nr. 46 der „Wiener
mediciniscben Wochenschrift" vom 12. November 1864.) 4. (40 S.)
Wien, Seidel L Sohn. 25 kr.

353. Prctocki F. D von Z. lieber das SelbstbestimmungSrecht
des Königreiches Dalmatien, Croatien und Slavonien. 8. (157 S.)
Wien, Braumüllers Sort, in Commission. I fl.

354. Ituvooltu ckolls oräinuiE 6 notiticwrioni clsllu Xuto-
ritu provincinli cis RoZno Domburcio-Vorwko 6 UnoeoUn ciollo tru-
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clurioni clollo löM 6 oräonunro valovoli xor Io 8ts880 Ü6ZN0. ?IM-
tutu 1^, Vonornu.

355. XLä, uovzt Ztuvobni, pro brälo8tvü Osbko. (Neue Bau¬
ordnung für Böhmen.) V kra^o, X. Loikrioä, m. 8. (8tr. 48.) 16 kr.

356. Lää voloni v oboiob marlcrub8tvi Uoruv8irobo, v)'8votlil
u kormuläri oparil kraut. XoM. (Die Wahlordnung.) V Olomnoi,
8Iuvik. 40 kr.

357. Xa^^ovori politiöki na jnZnoj promonaäi n ^a^robu.
(Politische Gespräche auf der Südpromenade in Agram.) 8. (15 S.)
Svetozar Galac in Agram. 20 kr.

358. Dasselbe deutsch. 8. (18 S.) Ebds. 20 kr.
359. Re ch ts c o nt in u i t ä t, die wahre, in der ungarischen

Frage, gr. 8. (64 S.) Wien, Braumüller. 60 kr.
360. Reichsgesetzblatt für das Kaiserthum Oesterreich.

Jahrg. 1864. 43 Stück. Chronologisches und alphabetisches Repertorium
und Monatsregister. 4. (XXIV, 320 S.) Wien, Hof- und Staats¬
druckerei. 1 fl. 40 kr.

361. Rcvoltclla P. Oesterreichs Beteiligung am Welthandel.
Betrachtungen und Vorschläge gr. 8. (52 S.) Triest, Münster'sche
Buchhandlung. (W. Eßmann.) 60 kr.

362. Logo Xnton. XrmtrijanM lrazmsni pcwtnxnilr oä äana
29. 8rpnja 1853, rarloLon v clva xrimjora, (Oesterreichisches Straf¬
verfahren vom 29. Juli 1853, erläutert in zwei Beispielen von Anton
Rojc.) 8. (IV, 216 S.) 2 fl.

363. Rückwirkung der Reformacte auf die Organisirung der
österreichischen Monarchie, gr. 8. (19 S.) Pest, Grill. 30 kr.

364. 8 am o 8Prav a oboi v bralovotvi Ös^cmu. ?ralctivlcö
navoäoni pro püu^ procXtavono, raäni a v)'bon obooni, jalcor i
pro IraLäobo, joranL vuboo nolralc/ üraä v oboi 8voron ps8t, o toin,
gab 86 ralor.ito8ti novzmi obsonim ^älconom v oba öino8ti oboo oäo-
virclano, V 80nbIu8u 86 xäbonsm a blabobzckoin oboo 8pravovati majl.
8s8tavil a v^clal Llaxim. rzck. L Obontratu. 15. semtur ö. 3. 8vasb^.
(Die Gemeinde-Autonomie.) V Xrarw 1863 s 1864, v bommi X. 8si-
krioci. v 8. (I, 8V. 8tr. 472, II, 8v. 452 a III 8v.) xl. 6.

365. Savigny, Friedrich Karl v. Das Recht des Besitzes.
Eine civilistische Abhandlung. Siebente, aus dem Nachlasse des Ver¬
fassers und durch Zusätze des Herausgebers vermehrte Auslage. Von
Dr. Adolf Fried. Rudorfs. 8. (VIII, 765 S.) Wien 1865, Gerold. 6 fl.

366. 8 birba kmtavnib xoumbvob LÜbonn morav8b^ob. I. Aa-
bonu obooni a raci volom pro marbralwtvl Norav8b^, äan^ äno
15. brorna 1864. Uvodom a vykluäom opntril vr. Xnt. Ns^nilc.
Xripossn Ruä äomovslc^. (Sammlung mährischer Landesgesetze.) V Brno,
Vil. I'on8tbu, 8. (str. 90.) 80 kr.
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367. 8 birk L rükonuv rnkouskzwb. Oorüän <1. II. Or. ckakub
8karää. 8vns6k III. (Sammlung österreichischer Gesetze.) V Oruro,
5. O Lobor. 12. (st. I —OVIII n 384.) 8ss. ^1. l.54 irr., vn2. v
xlatns /1. 1.92 irr.

Ob8rrli: Obeen! /äkoriik obdioclln, pi'66ju8v 0 3Ls6nL3li olx:ti0<1iOeliVoIi, 8v
V86mi (joc^ntkv, rälion 0 ob<ko6o pociomovinm 3 komoiäeli oblilioä-
Ollül, P3k l-36 LivNO8t8N8!iV, jg!<08 i Z-ÜliOtt VV83tjlli 3 s>50t.Ij)i8)' KooKl-3O6
7,n3mel< 3 vroi'ti.

368. Schenk, Johann, Dr. Beitrüge zur Geschichte des öster¬
reichischen Civilprocesses. I.Abth.: Ucbersicht der österreichischen Gesetz-
gebnng über Civilproceßrccht bis zum Schlüsse des XVI. Jahrhunderts.
Nebst 2 Anhängen, enthaltend: Drei österreichische Proceßordnnngen aus
dem XVI. Jahrhundert und die Reformationen des Stcyer'schen Land¬
rechtes vom Jahre 1533. gr. 8. (V, 140 S.) Wien, Manz L Comp.
1 fl. 50 kr.

369. — Der österreichische summarische Proceß. Mit Benützung
amtlicher Quellen, gr. 8. (XII, 239 S.) Wien, Braumüller. 2 sl.

370. Schmid Georg. Der Staatsdienst in Oesterreich. Eine
Sammlung aller das persönliche Dienstverhältnis) der Staatsdiener be¬
treffenden gesetzlichen Bestimmungen zum Gebrauche für k. k. Beamte,
Professoren und Lehrer, sowie für k. k. Finanzwachmannschaft und
das Dienerschaftspersonale, l. Lfg. gr. 8. (96 S.) Prag, Steinhäuser.
60 kr.

371. Schneid Josef. Die Ehrenbcleidigung mit Rücksicht auf
das österreichische und gemeine deutsche Strafrecht. Monographie. 8.
(38 S.) Graz, Leuschner L Lubensky. 50 kr.

372. 8 p i s i saborski, sabora kraljsvinab Oaimaoiso, Orvaksks
i 8Iavonifo oci Aoäino 1861. Ilroäili i ixclali klar. OraZoifo Luslan
i Or. Nirko 8ubaf. I, II., III., IV. 8voi!ak, (Landtagsschriften des
Landtages 1861 der Königreiche Dalmatien, Croatien und Slavonien.
Geordnet und herausgegeben von Baron Dr. Kušlan und Dr. M. Suhaj.
(I., II., III., IV. Band.) gr. 8. Geh. a Band 1 fl. 50 kr. Svetozar
Galac in Agram. Complett 6 fl.

Inhalt: I. -lskhuei sabora. (Landtagsbeschlüsse.) XII. (160 S.) 1 fl. 60 kr.
II. preälorl, prosnss, kralsevska gisma, grevlsnsi oächsi, irviesea, Intergelaehe

I preästavke. (Anträge, Bitten, königl. Schriften, allerhöchste Zu¬
schriften, Berichte, Interpellationen rc. des kroatischen Landtages.)
(288 S.) Ist. 50kr.

III. ?reälori, prosnse, Iiraljevslis sn^ma, rasst I grevisnji olhnsl, osnove rg-
bonsbe, isvlesea, interpelaeste i greästavbe. (Anträge, Gesuche, königl.
Rescripte, höchste und allerhöchste Zuschriften, Berichte, Interpellationen
und Propositionen.) (204 S.) 1 fl. 50 kr.

IV. I'rsvosuäne ustanove. (Landtägliche Bestimmungen im Justizfache.)
(275 S.) Ist. 50kr.

373. Stadler Moriz. Sechstes Ergänzungsheft zu den Beru¬
fungen im Reichsgesetzblatte. Jahrg. 1863. Uebersichtliche Zusammen-
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stellung aller in ein Gesetz ein schlagenden, in dem Reichsgesetzblatte er¬
schienenen Gesetze und Verordnungen. 4. (16 S.) Wien, Hof- und Staats¬
druckerei. 16 kr.

374. 8tuül 4'. 4. IV)'KIg.ck üloMÜi xraum, ksiuA tr^, prrs-
lor^I 4. H. Is. RrssiitsLi. (Vortrag über Rechtsphilosophie in drei
Büchern.) Lrukov, komisovo v. D). Vrisältziu. 8. (512 8tr.) 3fl. 50kr.

375. S t e m p e lt a b e lle, neueste, nach dem Gesetze vom 29. Fe¬
bruar 1864. Q.-Fol. Wien, F. Klemm. 15 kr.

376. — Neueste mit Rücksicht auf das Abänderuugsgesetz vom
29. Februar 1864. Q.-Fol. (1 Blatt.) Prag, Mercy. 12 kr.

377. Stubenrauch, Dr. Moriz v. Commentar zum allge¬
meinen österreischen bürgerlichen Gesetzbuche saunnt den dazu erflosseuen
Nachtragsverordnungen. Zweite, gänzlich umgcarbeitete Auslage. 3. bis
8. Lfg. Lex. 8. (S. 225—974.) Wien, Manz, ü I fl.

378. — Dasselbe. 1. Bd. 1. Abth. (V, 718 S.) Ebds. 6 fl.
379. Tafeln zur Statistik der Land- und Forstwirthschaft des

Königreichs Böhmen. Auf Grundlage amtlicher Quellen und der Er¬
hebungen der Delegaten bearbeitet und herausgegeben durch das an der
k. k. patriotisch-ökonomischen Gesellschaft coustituirte Centralcomito für die
land- und forstwirthschaftliche Statistik Böhmens. 1. Bd.: Das Flächen¬
maß der Culturarten und die Bertheilung derselben unter die Kategorien
des Besitzes. Nebst einem Anhänge: Bevölkerung und Viehstand. 3. Heft:
Kreis Pisek. Quer 4. (IV, 161 S.) Prag, Credner in Commission. 3 fl.

380. — Dieselben. 4. Heft: Kreis Czaslau. (161 S.) Ebds. 3 fl.
381. — Zur Statistik der österreichischen Monarchie. Zusammen¬

gestellt von der k. k. Direktion der administrativen Statistik. Neue Folge.
IV. Band, die Jahre 1858 und 1859 umfassend. 6. — 7. Heft. Fol.
(262 und 109 S.) Wien, Prandel L Ewald in Commission. 6. Heft
5 fl. 40 kr. 7. Heft 2 fl. 60 kr.

382. Taschenausgabe der Landesgesetze für das Königreich
Böhmen. 8. (VIII, 92 S.) Prag, Mercy.

Inhalt. Nr. l. Gemeindeordnung und Gemeindewahlordnung für das
Königreich Böhmen vom 16. April 1864, mit einem Anhänge, ent¬
haltend das Gesetz vom 5. März 1862, womit die grundsätzlichen Be¬
stimmungen zur Regelung des Gemeindewesens verzeichnet werden,
und das Gesetz vom 3. December 1868, betreffend die Regelung der
Heimatsverhältnisse. Mit alphabetischem, nach Schlagwörtern abge¬
faßtem Materienrcgister. 30 kr.

Nr. 2. Die neue Bauordnung vom 11. Mai 1864 für das Königreich Böhmen
mit Einschluß der königlichen Hauptstadt Prag. Mit alphabetischen,
nach Schlagwörtern abgefaßten Materienrcgister. (5ö S.) 20 kr.

Nr. 3 und 4. Das Gesetz über die Bezirksvertretung vom 25. Juli 1864 und
das Gesetz über die Steuergeldfonde vom 7. Juli 1864 für das König¬
reich Böhmen. Mit alphabetischem, nach Schlagwörtern abgefaßten
Materienrcgister. (39 und 11 S.) 30 kr.

Rr. 5. Das Gesetz vom 6. August 1864 für das Königreich Böhmen über die
Grundzüge der Organisirung der aus den Contributionsgetreide-
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und Getreidegeldfonden zu bildende» Vorschnßcassen. Mit alphabeti¬
schem, nach Schlagwörtern abgesaßten Materienregister. (16 S.) 12 kr.

Nr. 6. Statut der Hypothekenbank des Königreichs Böhmen. Mit alphabe¬
tischem, nach Schlagwörtern abgesaßten Materienregister. (V, 59 S.)
25 kr.

Nr. 7. Das Gesetz über das Schnlpatronat nnd die Kostcnbestreitung für
die Localitäten der Volksschulen vom 13. September 1864 für das
Königreich Böhmen. Mit alphabetischem, nach Schlagwörtern abge¬
faßten Materienregister. (14 S.) 12 kr.

383. Taschenausgabe der mährischen Landesgesetze. Nr. 1 bis
4. kl. 8. Brünn, Rohrer, n 40 kr.

Inhalt: Nr. 1 Das Gemeindegesetz für die Markgrafschaft Mähren vom
15. März 1864. Mit Beifügung dcS Gesetzes vom 5. März 1862 über
die grundsätzlichen Bestimmungen zur Regelung des Gemeindewesens,
des Gesetzes vom 3. December 1863 über die Regelung der Heimats-
Verhältnisse, des Circulars des k. k. mährisch-schlesischen Landesguber-
ninnis vom 24. November 1830, Z. 41.050, und eines alphabetischen
Sachregisters. Nach Len gesetzlichen Originaltexten. Zweite dnrch-
gesehcne Auflage. (120 S.)

Nr. 2. Gesetze über die Herstellungs- und Erhaltungskosten der katholischen
Kirchen-, Pfründen- und Volksschulengebäude, dann über das Schul¬
patronat in Mähren. Mit Beifügung des Gnbcrnialcircnlars vom
21. Jänner 1797, dann einiger der wichtigsten neueren, in dieser
Richtung bisher gütigen Rormalvorschriften, der bezugnehmenden
Abschnitte der politischen Verfassung der deutschen Schulen nnd eines
alphabetischen Sachregisters. Nach den gesetzlichen Originaltexten. (78 S.)

dir. 3. Gesetze, betreffend die Contributionsfondc und die ans denselben ge¬
bildeten Vorschußcassen nebst einer geschichtlichen Darstellung über die
Entstehung und Verwaltung dieser Fonde, dem Einführungspatente
vom 9. Juni 1788, den auf dieselben Bezug nehmenden bisherigen
wichtigsten Regiernngserlässcn und einem alphabetischen Sachregister.
(94 S.)

Nr. 4. Gesetze über die Landesordnung und Landtagswahlordnnng für
Mahren in Verbindung mit dem kaiserl. Patente vom 26. Februar
1861 über die Reichsvcrfassung, dem Grundgesetze über die Reichs¬
vertretung, dem kaiserl. Manifeste und Diplome vom 20. October 1860,
nebst der " Geschäftsordnung für den Landtag der Markgrafschaft Mähren
und einem alphabetischen Sachregister. (96 S.)

384. lüolomsi, I^rok. 6l. 8. viritto psimio. Msmsuti 6
stnäi. 8. knäovn. 3 k. 60 sol. in nrZsuko.

385. 4' r o j n n, I)r. kravoskav Flois. -lülcon o »vpienü odse-
n konäseb ki niin xrmlusloieb v krälovskvi össleöm.

VMInä 8 uvnleov. (Gesetz über Gemeinde-Getreideschüttböden und Ge-
treidegeldfondc im Königreich Böhmen.) V ?r:M, I)r. kßcl. (lre^r. k2.
(str. 84.) 40 kr.

386. V e r z e h r n n g S st e n c r - V e r p a cht n n g. Stimmen der
Tngespresse über dieselbe und Darstellung eines specietlen Vcrpach-
tungsfalles. Gesammelt von einem Repräsentanten eines bestandenen
Verzehrnngssteuer-AbsindnngSvercins. 8. (54 S.) Graz, Hesse in Com¬
mission. 30 kr.
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387. uvso tu» ili dsLuvjstno? Alljsnjs o riZsnja N-Uik ärravo-
pravniü xitanjali. (Bedingt oder unbedingt? Eine Ansicht über die
Lösung unserer staatsrechtlichen Fragen.) gr. 8. (17 S.) Svetozar Galac
in Agram. 20 kr.

388. — Dasselbe deutsch, gr. 8. (19 S.) Ebds. 20 kr.
389. Vsnaunio. Ltuäii sulla pnddiisa dsustiosiiW. (I)aUs

Nsmoris äsU' l8tituto Vsusto.) Vol. XI, xarts III. VsvSLia, xrs88o
la LsArskario äsU' l8tituto.

390. Verhandlungen des Abgeordnetenhauses des österrei¬
chischen ReichSratheS über die schleswig-holsteinische Frage. (Zehn Mil¬
lionen Credit.) Lex. 8. (186 S.) Wien, Gerold. I st.

391. Verhandlungen des tirolischen Landtages während der
dritten Session vom 31. März bis 13. Mai 1864. Fol. (697 S.)
Innsbruck, Wagnerische Universitäts-Buchhandlung. Carl. 7 fl.

392. Verordnungen, neueste, für das Königreich Ungarn
über Personalarrest und Firmaprotokollirung. kl. 8. (45 S.) Pest,
Hcckenast. 40 kr.

393. Verzeichnis der Advocatcn und k.k. Notare, dann der
Vertheidiger in Strafsachen und Gerichtsdolmetschc sämmtlicher Kron-
lünder der österreichischen Monarchie mit Ausnahme Ungarns und der
Nebenländer. 2. Anfl. gr. 8. (104 S.) Wien, I. Dirnböck. Ist. 50kr.

394. Vierteljahrsschrift für Rechts- und Staatswissen¬
schaft. Herausgegeben von Dr. Franz Haimerl. 13. und 14. Bd. L 2 Hefte.
Jahrg. 1864. 4 Hefte. (752 S.) gr. 8. Wien, Braumüller. 6 fl.

495. Votum, ein, in der österreichischen Steuerfrage, mit be¬
sonderer Rücksicht auf den ausübenden Dienst, gr. 8. (161 S.) Wien,
Gerold in Commission. 1 fl. 40 kr.

396. V äüui, Kuxs8ui, Läkouu Miiwkzwli pro icrüIovÄvi 6s8irs.
Owlo 1—7. 8 adsssäuimi xoäls 8lov ukaLOvaeüIi 868tavsiixiui 86-
Limmz' vsöu^mi, (Taschenausgabe der Landesgesetze für das Königreich
Böhmen.) V UruLS, ckinär. Nsrs^. v 12.

Obsgb: Lislo 1. Lrireni vbeeni g rsv volsni v obsib pro brölovstvi Öesliö
z. Vos 16. Vubna 1864, s vovetbsm, obsebnji im zükon, vgnv Ins
5. brezng 1862, jlmrto SS vvmerup zäblvni prsvivls, vis nickž SS
moji usporocloti zäleütosti obesni, g z.ükon, vgn)l Ins 3. prosince 1863,
jimžto sv porövoji žoležitosti vomovsks. (8tr. VNI o 100.) 30 Irr. —
stislo II. kilov;- rod siavebni z. Ins 11. kvetno 1864 pro brölovstvi
stesliä positojic v to Krol, blovni mesto ?robo. )8tr. 60.) 20 kr —
Oislo III o IV. Lokon o Lostupitvlslvu obrssnini r vne 25. cervsnss
1864 o Will» o penežnicb sonciecb bontribnsenslivcb z vne 7. cer-
venee 1864 pro krolovstvi Ossbv. )8tr. 42 o 12.) 30 br. — Öislo V.
7sbon, vonv Uns 6.srpno 1864 pro brolnvstvi tlssbe, jsnrto se t)ss
obecn)cb zösov, INerolc msj! z. bontribusens1i)'cb svpeb obilnisb o z
penöznvcb tonvn obilnib zriz.en^ k)ti zoložnv. (8lr. 22.) 12 br. —
öislo VI. 8tetot I>)-potecni bonbv brülovstvi övskcbo. (8tr. 64.) 25 Irr.
.— 6islo VII. ilöbon, literv SS l^se 8bolnibo pstronstu g 2 prsvovsni
ngbb>vu ns mistnosti slrol obson^ek, clon^ Ins 13. rüri 1864 pro brs-
lovstv! Ossltö. (8tr. 16.) 12 br.






